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§ 1. 

Der gesehiehtliehe Vorgang der Vereinigung^^ 



LJsiS heutige Gebiet von Finnland war seit dem späteren 
Mittelalter schwedisches Kolonialland in demselben Sinne wie 
das ostelbische Deutschland eine deutsche Kolonie bildete. 
Durch die Eroberungskriege von 1157, 1249 imd 1293 und 
endlich durch den Friedensvertrag von Nöteburg von 1323 
wurde Finnland schwedisches Gebiet. Daran schlofs sich eine 
Kolonisation durch schwedische Einwanderer, die sich aber 
wesentlich auf das Küstenland beschränkte. Der gröfste Teil 
des Landes blieb von finnischen Stämmen bewohnt, deren 
Germanisierung nicht gelungen ist. 

Durch die Eroberung war Finnland vollständig mit 
Schweden vereinigt worden. Es besafs keinerlei staatsrecht- 
liche Individualität, sondern war eine schwedische Landschaft 
wie jede andere. Insofern nahm Finnland zu Schweden eine 
wesentlich andere Stellung ein als die späteren Erwerbungen 
der baltischen Provinzen und namentlich deutscher Territorien, 
die zwar mit der Krone Schwedens untrennbar verbunden. 



') Vgl. Yrjö Koskinen, Finnische Geschichte von den frühesten Zeiten 
bis auf die Gegenwart, Leipzig 1874; Danielson, Finlands Förening med 
Ryska Riket, 3. uppl. Borgä 1S91; Schybergson, Geschichte Finnlands. 
Deutsche Bearbeitung von F. Arn heim, Gotha 1896; Fisher, Finland and 
the Tsars 1809 — 1899, London 1899; La Constitution du grand-duch^ de Finlande, 
Paris 1900 (Urkundensammlung). 
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aber niemals Schweden staatsrechtlich einverleibt waren. 
Thatsächlich war jedoch im Vergleiche zu den deutschen 
Kolonialgebieten östlich der Elbe die Verbindung Finnlands 
mit seinem Mutterlande insofern ungünstiger, als die Land- 
grenze im hohen Norden lag, der am dichtesten bevölkerte 
und kolonisierbare Teil des Landes von Schweden durch das 
Meer getrennt war. Die thatsächliche geographische Trennung 
liefs Finnland doch als mehr erscheinen wie eine blolse schwe- 
dische Landschaft. So erhielt es 1587 die besondere Bezeich- 
nung eines Grofsfürstentimis, und in schwedischen Gesetzen ist 
vielfach von Schweden und Finnländem neben einander die 
Rede. Diese durch die geographische Lage bedingten poli- 
tischen Vorstellungen sind für die weitere Entwicklung nicht 
ohne Bedeutimg geblieben. Staatsrechtlich war Finnland 
während der Dauer seiner Verbindung mit Schweden nichts 
anderes als eine schwedische Landschaft. 

Durch die Friedensschlüsse von 1721 und 1743 waren 
bereits die südöstlichen Teile von Finnland, der heutigen 
Provinz Wiborg entsprechend, an Rufsland abgetreten worden, 
während der gröfste Teil des Landes in der bisherigen Ver- 
bindung mit Schweden verblieb. Erst der russisch-schwedische 
Krieg von 1808 und 1809 führte zu der Besetzung des ganzen 
Landes durch Rufsland. Während anfangs beabsichtigt war, 
Finnland einfach dem russischen Reiche einzuverleiben, vielleicht 
tmter Aufrechterhaltung einiger landschaftlichen Sonderein- 
richtungen wie in den Ostseeprovinzen, schlug die russische 
Politik sehr bald andere Bahnen ein. Der Grund dazu lag 
in den auswärtigen Verhältnissen. 

Die Eroberung bildet einen völkerrechtlichen Erwerbstitel 
nur dann, wenn das ganze Gebiet eines Staates, der bisher 
Rechtssubjekt des Völkerrechts war, infolge seiner Unfähigkeit 
zu weiterem Widerstände in das Gebiet des erobernden Staates 
übergeht. Finnland, obgleich nach einer Konvention vom 
November 1808 von Schweden vollständig geräumt und durch 



das russische Heer besetzt, konnte nun eben deshalb, weil es 
kein Staat war und nie gewesen war, auch nicht durch Er- 
oberung in das russische Staatsgebiet aufgehen. Einen völker- 
rechtlichen Erwerbstitel vermochte für Rufsland nur die Ab- 
tretung des Landes durch Schweden zu bilden. Eine solche 
war vorläufig nicht zu erreichen. Dagegen lag es im poli- 
tischen Interesse Rufslands, seine thatsächliche Eroberung sofort 
rechtlich anerkannt zu wissen. Durch dieses politische Be- 
dürfnis war der Gang der weiteren Ereignisse bestimmt. 

Die Deputierten, die auf Anordnung Kaiser Alexanders I. 
gewählt waren, um ihn von den Bedürfnissen des Landes in 
Kenntnis zu setzen, erklärten sich für die Berufung der Stände, 
die allein das Land zu vertreten berechtigt seien. Diese 
Stände waren, da Finnland bisher kein eigenes Staatswesen 
bildete, nichts anderes als die schwedischen Reichsstände, so- 
weit sie aus dem neuerdings von Rufsland besetzten finnischen 
Gebiete hervorgingen. Der Wunsch der Deputierten begegnete 
sich mit den Bedürfnissen der russischen Politik. Der Kaiser 
ordnete am 1. Februar 1809 an, dafs nach der Verfassung 
des Landes — die natürlich keine andere als die schwedische 
war — am 22. März ein allgemeiner Landtag in der Stadt 
Borgä stattfinden werde, und dafs die Stände sich dort nach 
den Vorschriften der Reichstagsordnungen versammeln sollten. 

Zur Eröffnung des Landtages begab sich der Kaiser 
persönlich nach Borgä und erliefs am Tage seiner Ankunft, 
am 27. März 1809, eine «Versicherung an die sämtlichen Ein- 
wohner Finnlands». Hierin heifst es, dafs der Kaiser, nachdem 
er mit dem Willen der Vorsehung das Grofsfürstentum Finn- 
land in Besitz genommen, die Religion und Grundgesetze des 
Landes samt den Privilegien und Rechten, die ein jeder Stand 
im erwähnten Grofsfürstentum für sich und alle dessen Ein- 
wohner überhaupt gemäfs der Verfassung genossen, bestätigen 
und befestigen wolle, gelobend, diese Vorteile und Verfassungen 
fest und unverrückt in ihrer Kraft zu bewahren. 
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Der Landtag wurde in den Formen der schwedischen 
Reichstage eröffnet und abgehalten. Bei der Huldigung er- 
hielten die Stände die Versicherungsakte ausgehändigt. Die 
Huldigung selbst vollzog sich im übrigen nach dem für die 
Königshuldigimg in Schweden üblichen Ceremoniell. Am 
4. April 1809 erging über die erfolgte Huldigung eine Kund- 
machung des Kaisers an sämtliche Einwohner Finnlands. Der 
Landtag hatte sich mit Regierungsvorlagen zu beschäftigen 
über 1. die Organisation der Regierung des Landes und Ein- 
richtung eines Regierungs-Conseils; 2. die Steuern imd 
Finanzen; 3. die Militärorganisation und 4. das Münzwesen. 
Am 18. Juli 1809 wurde der Landtag vom Kaiser persönlich 
in einer französischen Rede geschlossen, die das Ergebnis der 
Landtagsverhandlungen würdigte und das finnische Volk als 
«plac^ d^sormais au rang des nations» bezeichnete. 

Erst nachdem hiermit die neue Organisation abgeschlossen 
war, kam am 17. September 1809 der Friede zwischen Rufs- 
land und Schweden zustande. Die neue Regelung der Rechts- 
verhältnisse Finnlands wird hierin nur historisch erwähnt. Im 
übrigen verzichtet der König von Schweden zu Gunsten des 
Kaisers von Rufsland auf alle Ansprüche hinsichtlich des von 
letzterem eroberten Gebietes. 

Die vor wie nach dem Abtretungsvertrage in den Jahren 
1809 und 1810 erlassenen organisatorischen Gesetze erkennen 
die neu begründete staatliche Existenz Finnlands ausdrücklich 
an. So heifst es in dem am 18. August 1809 vom Kaiser 
erlassenen Statute des Regierungs-Conseils: «II importait au 
bien-€tre de TEtat, que les administrations provincielles eussent 
un point central». Der Staat kann hier nur der finnische 
sein, da der russische einen Centralpunkt über den provinziellen 
Verwaltungen natürlich längst besafs. Das Manifest vom 
27. März 1810 besagt u. a.: «Nous r^solümes de gouvemer 
ce pays comme une nation libre et jouissant des droits que sa 
Constitution lui garantit». Ebenda heifst es von den neuen 
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Einrichtungen: «en sont des preuves qui doivent assurer ä la 
nation finnoise les droits de son existence politique«. 

Im Jahre 1811 wurden auch die früher an Rufsland ab- 
getretenen Teile Finnlands als Provinz Wiborg wieder mit 
dem Grofsfürstentum vereinigt. 

Für die innere Verfassung des Landes blieben die schwe- 
dischen Grundgesetze in Kraft, die wie bisher auf Schweden 
einschliefslich Finnlands überhaupt, so nunmehr auf Finnland 
in seiner besonderen Verfassung Anwendung fanden, soweit 
die neueren Rechtsquellen keine Abänderung enthielten. Zu 
diesen schwedischen Grundgesetzen, die das Verhältnis von 
Landesherren und Ständen regeln, gehören namentlich die 
Regierungsform vom 21. August 1772, welche alle seit 1680 
erschienenen Grundgesetze aufhebt und von älteren Gesetzen 
besonders auf das Königsbuch von 1442 verweist, femer die 
Vereinigungs- und Sicherheitsakte vom 21. Februar und 
3. April 1789. Dieses auf Finnland übertragene schwedische 
Verfassungsrecht wird in wesentlichen Punkten geändert durch 
die untrennbare Vereinigung Finnlands mit Rufsland, womit 
das russische Thronfolge- und Regentschaftsrecht auch ohne 
weiteres auf Finnland Anwendung fand, und durch die bei 
der Vereinigung getroffenen neuen organisatorischen Mafs- 
regeln. 



§2. 

Rechtliche Würdigung der Vereinigung. 



Über das Verhältnis, in das Finnland durch die geschicht- 
lichen Vorgänge des Jahres 1809 zu Ruisland getreten ist, 
gehen die Ansichten ziemlich weit auseinander. Man hat es als 
Personalunion'), als Realunion ^) wie als vollständige Inkorpo- 
ration 3) bezeichnet. Die herrschende Ansicht geht im all- 
gemeinen dahin, dafs Finnland ein selbstständiger Staat sei, 
dem jedoch die internationale Existenz fehlt, und der mit 
Rufsland das russische Reich bildet*). 

Durch die blofse militärische Besetzung feindlichen Ge- 
bietes, wie sie seit dem November 1808 allgemein von Rufs- 
land in Finnland durchgeführt war, hört die bisherige Staats- 
gewalt nicht auf, es wird nur ihre Ausübung unterbrochen. 
Andererseits erhält die besetzende Macht nicht die Staats- 
gewalt selbst, die sie nur durch Eroberung des ganzen feind- 
lichen Staatsgebietes oder durch Abtretung eines Teiles seitens 
des bisher besitzenden Staates überkommen kann, sondern nur 



') Gothaer genealogisches Taschenbuch i88i, S. 915. 

*) Geffcken bei Heffter, Völkerrecht § 20 N. 3 ; Mechelin, Staats- 
recht des Grofsfttrstentums Finnland in v. Marquardsens Handbuch S. 249. 

3)Jellinek, Lehre von den Staatenverbindungen , Wien 1882 S. 71 ; 
Staatsfragmente, Leipzig 1896. 

4) Hermanson, Finlands statsrättsliga Ställning , Helsingfors 1 892 , 
S. 248 fr.; Getz, Das staatsrechtliche Verhältnis zwischen Finnland und Rufs- 
land, Leipzig 1900, S. 39. 
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die Ausübung der Staatsgewalt. Allerdings gab die ältere 
Völkerrechtslehre, wie Bynkershoek, Chr. Wolff und G. F. 
Martens, der besetzenden Macht die Befugnis, nach Belieben, 
ohne Rücksicht auf die geltende Rechtsordnung in dem be- 
setzten Lande zu schalten und zu walten, während das heutige 
Völkerrecht dem besetzenden Staate Pflichten gegen das be- 
setzte Land und dessen Bevölkerung auferlegt. Aber darin 
stimmen doch älteres wie neueres Völkerrecht überein, dafs 
die eigene Staatsgewalt des besetzenden Staates unter Ver- 
drängung der bisherigen durch die blofse Thatsache der Be- 
setzimg nicht begründet werden kann. 

Die Vorgänge, die sich um den Landtag von Borgä 
gruppieren, bedeuten nun keineswegs eine blofse Ausübung 
der schwedischen Staatsgewalt durch die besetzende Macht. 
Die Beratung und Beschlufsfassung der Stände über die neue 
dauernde Organisation des Landes, ihre Huldigung vor Kaiser 
Alexander I. und seinen Nachfolgern als Grofsfürsten von 
Finnland gingen über dieses Mafs weit hinaus. Ebenso wenig 
konnte es die russische Staatsgewalt sein, die sich hier be- 
thätigte. Denn mochte das damalige Völkerrecht der besetzen- 
den Macht auch weitergehende Befugnisse geben als das der 
Gegenwart, das Recht konnte sie jedenfalls nicht haben, 
dauernde Organisationen zu schaffen in einem Lande, das ihr 
völkerrechtlich noch gar nicht gehörte. Wenn es aber weder 
die schwedische noch die russische Staatsgewalt sein konnte, 
die sich in Borgä bethätigte, welche war es denn, welche 
konnte es nur sein? Die des entstehenden finnischen Staates. 
Wie entsteht aber ein Staat? Die Lehre der göttlichen 
Stiftimg, die das ganze Mittelalter in den letzten Ausläufern 
bis in das 19. Jahrhundert hinein beherrscht, ersdieint jetzt 
überwunden, da sich eine theologische Grundlage für den Staat 
nicht rechtfertigen läfst. Ebenso steht es für die Gegenwart 
fest, dafs aus der blofsen Übermacht die rechtliche Ordnung 
des Staates nicht erwachsen kann. Endlich gehört auch die 
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Lehre des Naturrechtes vom Vertragsstaate, die von Hugo 
Grotius bis auf Kant und Fichte die Staatslehre beherrschte, 
als philosophisch wie geschichtlich gleich unhaltbar der Ver- 
gangenheit an. Die Entstehung des Staates läfst sich weder 
theologisch noch juristisch erklären, sie ist eine geschichtliche 
Thatsache. Wie das älteste Staatswesen, der Geschlechter- 
staat, organisch aus der Familie herauswächst als das Er- 
zeugnis des gleichsam noch unbewufst wirkenden Menschen- 
geistes, so ist in der neueren Zeit die Begründung eines neuen 
Staates regelmäfsig eine bewufste geschichtliche That. So 
sehen wir in den letzten Jahrhunderten zahlreiche Staaten neu 
entstehen, während andere dem Untergange anheimfallen, in- 
folge der mannigfachsten geschichtlichen Ereignisse. Beispiele 
anführen zu wollen, hiefse Eulen nach Athen tragen. Diese 
geschichtlichen Ereignisse entziehen sich jeder rechtlichen 
Qualifizierung. Im Gegenteil wird es meist ein Rechtsbruch 
sein, der den neuen Staat zur Entstehung bringt. Dieser 
Rechtsbruch kann allerdings durch Anerkennung der bisherigen 
Staatsgewalt geheilt werden. Aber nötig ist dies nicht, wenn 
der neue Staat nur die Macht hat, sich zu behaupten. 

So wäre es denn auch ein vergebliches Bemühen, die 
Vorgänge auf dem Landtage zu Borgä rechtlich qualifizieren 
zu wollen. Eine neue Staatsgewalt entstand damals, weil die 
Handlungen, welche sich dort vollzogen, weder von Schweden 
noch von Rufsland vorgenonmien werden konnten. Dafs sie 
entstand, war kein Rechtsakt, sondern eine geschichtliche That 
Kaiser Alexanders L, zu der ihm das finnische Volk die Hand 
bot. Diese geschichtliche That war zunächst ein Rechtsbruch. 
Denn es fehlte an jeder Rechtsgrundlage, den aus Finnland 
stammenden Teil der schwedischen Stände nach deren Ord- 
nungen zu einem besonderen Landtage zu vereinigen, mit ihm, 
unter Anerkennung der völkerrechtlich noch gar nicht voll- 
zogenen Losreifsung von Schweden, die neue Organisation 
des Landes mit dem Herrscher des grofsen Nachbarreiches an 
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der Spitze zu vollziehen. Der in den Vorgängen des Land- 
tages von Borgä liegende Rechtsbruch der Losreilsung einer 
Landschaft von Schweden ist allerdings später dadurch geheilt 
worden, dafs Schweden in dem Frieden mit Rufsland auf Finn- 
land verzichtete und damit die anderweit dort begründete 
Staatsgewalt, mochte sie Rufsland oder Finnland zustehen, 
anerkannte. 

Aber die durch die Macht der geschichtlichen Ereignisse 
neu entstehende Staatsgewalt braucht nicht sofort nach allen 
Richtungen staatlicher Lebensbethätigung gleichmäfsig ent- 
wickelt zu sein. Insbesondere ist es möglich, dafs die neue 
Staatsgewalt in den inneren Beziehungen, den Unterthanen 
gegenüber bereits vorhanden ist, sie aber gleichwohl nicht 
Aufnahme und Anerkennung als Mitglied der Völkerrechts- 
gemeinschaft gefunden hat, sondern in ihren völkerrechtlichen 
Beziehungen durch eine andere Macht gedeckt wird. 

Dieser Fall traf bei der Begründung des finnischen Staates 
zu. Auf dem Landtage von Borgä wurde eine neue Staats- 
gewalt organisiert gegenüber Land und Volk von Finnland. 
Die völkerrechtliche Stellung des neuen Staates blieb auf dem 
Landtage von Borgä vollständig imberührt. Sie zur An- 
erkennung zu bringen, wäre bei dem Friedensschlüsse mit 
Schweden die geeignete Gelegenheit gewesen. Das ist aber 
nicht geschehen. Die politische Folgerichtigkeit dieses Er- 
gebnisses läfst sich nicht leugnen. Staatliche Anerkennung 
nach innen wie nach aufsen kann nur gewinnen, wer sich 
selbst als staatliche Macht behaupten kann, oder wenn andere 
Mächte die Existenz gewähren. Von der Möglichkeit einer 
Selbstbehauptung Finnlands konnte weder 1809 noch später 
die Rede sein. Die Begründung des finnischen Staates nach 
innen war die That Kaiser Alexanders L, geboten durch die 
damaligen politischen Interessen. Dem neuen Staate auch den 
völkerrechtlichen Bestand zu gewähren, lag für Rufsland kein 
Anlafs vor, Schweden besafs nicht die Macht, es zu fordern. 
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in dem Frieden von Frederikshamm vom 17. September 1809 
tritt daher der König von Schweden Finnland dem Kaiser 
von Ruisland ab derart, dals das abgetretene Gebiet dem 
russischen Kaiserreiche in voller Souveränetät gehören und 
ihm einverleibt sein soll. Die Einrichtungen, die der Kaiser 
von Rufsland bereits getroffen, entheben, wie es in dem 
Friedensvertrage heifst, den König von Schweden der Ver- 
pflichtung, Vorbehalte zu Gunsten seiner früheren Unterthanen 
zu machen. 

Zur Zeit des Friedensschlusses war die finnische Staats- 
grtindung noch unvollkommen, Finnland noch nicht als Rechts- 
subjekt in die Völkerrechtsgemeinschaft eingetreten. Der 
Friedensvertrag hat die Staatsbildung unvollkommen gelassen, 
indem er sie für das völkerrechtliche Gebiet ignoriert. Finn- 
land wird an Rufsland abgetreten und durch diesen völker- 
rechtlichen Erwerbsakt völkerrechtlich , d. h. soweit die Be- 
ziehungen zu dritten Staaten in Betracht kommen, integrieren- 
der Bestandteil des russischen Reiches. Es hat weder damals 
noch später eine besondere internationale Existenz verlangt. 
Das ist wichtig nach zwei Richtungen. 

Da Finnland in seinen völkerrechtlichen Beziehungen 
durch Rufsland gedeckt wird, ist eine Spaltung der Staats- 
gewalt eingetreten, Finnland ist deren Träger im Innern, 
Rufsland nach aufsen gegenüber fremden Mächten. Die beiden 
Staatswesen bilden nicht etwa für die auswärtigen Beziehungen 
einen Gesamtstaat derart, dafs Rufsland und Finnland im 
Innern selbständige Staatswesen sind, aber für die auswärtigen 
Beziehungen zu einer Staatenverbindung unter dem Namen 
des russischen Reiches zusammentreten. Eine solche Staaten- 
verbindung hat sich nie vollzogen. Rufsland oder das russische 
Reich, das 1809 nicht nur Staatsgewalt im Innern, sondern 
auch anerkanntes Rechtssubjekt des Völkerrechtes war, hat 
durch den Friedensschlufs mit Schweden Finnland mit völker- 
rechtlicher Wirkung für sich erworben. Völkerrechtlich, d. h. 
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im Verhältnis zu anderen Staaten ist Finnland nichts anderes 
als ein Bestandteil des russischen Reiches, wie die Ostsee- 
provinzen, die Krim oder Turkestan. 

Wo auch immer eine solche Spaltung der Staatsgewalt 
unter zwei verschiedene staatliche Träger vorliegt, wie im 
Bundesstaate, bei der Suzeränetät etc., pflegt die Frage auf- 
geworfen zu werden, welche von beiden staatlichen Organi- 
sationen die Souveränetät besitzt. Ist die Souveränetät die 
Eigenschaft des Staates, höchste Macht zu sein, so erscheint 
eine Teilung der Souveränetät zwischen den beiden staatlichen 
Trägem, wie solche die ältere Bundesstaatstheorie ^) vertrat, 
unmöglich. Denn der Staat kann seine Eigenschaft, höchste 
Macht zu sein, nicht teilen. In Deutschland, dessen Rechts- 
wissenschaft wegen des Nebeneinanderbestehens von Bundes- 
staat und Einzelstaat zu Untersuchungen nach dieser Richtung 
besonders genötigt wird, ist man seit dem Bestehen des 
Reiches geneigt, der einen staatlichen Organisation und zwar 
derjenigen, welche ihre Zuständigkeit mit präjudizierlicher 
Wirkung für das andere Staatswesen bestimmt, die Souveränetät 
zuzusprechen, im übrigen den Bestand nicht souveräner 
Staaten anzunehmen*). Es mag in diesem Zusammenhange 
ztmächst einmal dahingestellt bleiben, ob wirklich überall da, 
wo eine Spaltung der Staatsgewalt unter zwei verschiedene 
Träger eingetreten ist, der eine von ihnen souverän seine 
Zuständigkeit bestimmen kann. Man denke nur etwa an die 
Türkei und Bulgarien. Die Eigenschaft des Staates, höchste 
Macht zu sein, ist es aber überhaupt, was ihn von allen 
anderen menschlichen Gemeinschaften unterscheidet. Die 



') Vgl. Waitz, Grundztige der Politik nebst einzelnen Ausführungen, 
Kiel 1S62. 

*) Hänel, Studien zum deutschen Staatsrechte, Bd. i, Leipzig 1873, 
S. 149; Laban d, Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. i, Freiburg i. Br. 
und Leipzig 189$, S. 58 ff. ; Zorn, Staatsrecht des Deutsehen Reichs, Bd. i, 
Berlin und Leipzig 1895, S. 78 ff. Die Ansicht scheint auch die in Finnland 
herrschende zu sein. Vgl. Hermanson, a. a. O. S. 132, 181 ff., 274. * 
Bornhak, Rufsland und Finnland. ' 2 
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Frage, ob es nicht souveräne Staaten geben kann, ist gleich- 
bedeutend mit der, ob es Staaten geben kann, die nicht Staaten 
sind. Der Begriff der Souveränetät ist also untrennbar mit 
dem des Staates verknüpft. Aber der Begriff ist abgeleitet 
aus der Betrachtung des Einheitsstaates, der alle Machtbefug- 
nisse in seiner Hand vereinigt, die Souveränetät ist eine 
Eigenschaft des Staates an sich. Wo eine Spaltung der 
Staatsgewalt eingetreten ist, bildet jede der beiden staatlichen 
Organisationen für sich nur einen Torso. Den Staat an sich 
bilden erst beide in ihrer untrennbaren Verbindung. So hat 
denn auch weder das eine noch das andere Staatswesen die 
Souveränetät, sondern erst beide zusammen. 

Wendet man dies auf das Verhältnis von Rufsland und 
Finnland an, so ergiebt sich eine für beide verschiedene 
Stellung. Rufsland ist zweifellos für sein Gebiet aulserhalb 
Finnlands ein nach innen wie nach aufsen vollkommen 
souveränes Staatswesen. Für Finnland ist eine Spaltung der 
Staatsgewalt eingetreten: dem finnischen Staate steht sie zu 
nach innen, soweit das Verhältnis zu Land und Leuten in 
Betracht kommt, dem russischen Staate und zwar demselben, 
der in seinen anderen Gebieten vollkommen souverän ist, in 
den völkerrechtlichen Beziehungen Finnlands und seiner Staats- 
angehörigen zum Auslande. Bei dieser Spaltung ist für Finn- 
land weder das russische noch das finnische Staatswesen 
souverän ; beide verbunden machen erst die Staatsgewalt über- 
haupt aus und geniefsen damit die wesentliche Eigenschaft 
des Staates, eben die Souveränetät. 

Die Verbindung, vermöge deren Rufsland in den völker- 
rechtlichen Beziehimgen Finnland deckt, wirkt aber auch auf 
das innere finnische Staatsrecht zurück. Bereits die Begründung 
des finnischen Staates auf dem Landtage von Borgä hatte die 
Verbindung mit Rufsland unter demselben Herrscher fest- 
gestellt. Welcher Art diese Verbindung sein werde, blieb 
aber immerhin noch zweifelhaft, solange nicht feststand, in 



— 19 — 

welcher Richtung der weitere Ausbau des Staatswesens sich 
vollziehen werde. Diese Frage wurde durch den Friedens- 
schluls mit Schweden entschieden. Finnland wurde, unbe- 
schadet seiner staatsrechtlichen Individualität .im Innern, völker- 
rechtlich nicht Staat, sondern Bestandteil Rufslands. Damit 
war notwendig gegeben, dals der jeweilige Träger der höchsten 
Staatsgewalt in Rulsland dies unter allen Umständen auch ftlr 
Finnland sein mufste. Finnland, obgleich nach innen Staat, 
kann kein besonderes Thronfolge- und Regentschaftsrecht 
haben, sondern empfängt dieses von Rufsland. Hier mufs also 
das russische Recht in das finnische Staatsrecht eingreifen. 
In den russischen Grundgesetzen Sektion 1 § 4 heifst es daher: 
cMit dem kaiserlichen Throne von Rufsland sind untrennbar 
verbimden der Thron des Königreichs Polen und der des 
Grofsfürstentimis Finnland.» Es ist ein ähnliches Verhältnis 
wie zwischen Preufsen imd dem Deutschen Reiche, das auch 
für das Kaisertum kein eigenes Thronfolge- und Regentschafts- 
recht besitzt, sondern dieses aus dem preufsischen Staatsrechte 
entnehmen mufs. 

Welcher Art ist nun die durch die Ereignisse des 
Jahres 1809 hergestellte Staatenverbindimg zwischen Rufsland 
und Finnland? 

Von einer Personalunion kann nicht die Rede sein. Denn 
diese bildet -die Verbindung zweier selbständigen Staaten 
durch die Person des zufällig gemeinsamen Herrschers. Infolge 
der vollen Selbständigkeit hat auch jeder der beiden Staaten 
sein eigenes Thronfolgerecht, und wenn dessen Bestimmungen 
auseinandergehen, kann bei einem Regierungswechsel auch 
die Staatenverbindung sich wieder lösen. Finnland besitzt 
zunächst nicht die volle Selbständigkeit, da es völkerrechtlich 
zu Rufsland gehört. Es hat infolgedessen kein eigenes Thron- 
folgerecht. Eine rechtlich unanfechtbare Trennung von Rufs- 
land infolge Verschiedenheit der beiderseitigen Thronfolge- 
rechte ist unmöglich. Der finnische Thron ist vielmehr un- 

2» 
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trennbar mit dem russischen verbunden. Für eine Personal- 
union fehlt daher der Verbindung der beiden Staaten nichts 
weniger als alles. 

Die Realunion bildet dagegen die nicht blofs thatsächliche, 
sondern rechtlich notwendige Verbindung zweier Staaten unter 
demselben Herrscher. Die verbundenen Staaten- haben ein 
Interesse an der Verbindung, deren Fortbestand sie durch die 
Rechtsordnung schützen. Mit Recht nimmt die neuere Theorie ') 
an, dafs eine solche Verbindung nicht blofs auf übereinstimmen- 
den Verfassungsvorschriften der verbundenen Staaten, die jeder 
von ihnen einseitig lösen könnte, sondern auf einem Vertrage 
beruht, der die rechtliche Bindung herstellt und durch über- 
einstimmende Verfassungsvorschriften verwirklicht wird. Der 
Vertrag als völkerrechtlicher Akt setzt aber die Anerkennimg 
der völkerrechtlichen Persönlichkeit für die zur Realimion 
schreitenden Staaten voraus. Finnland hat solche nie besessen. 
Seine Staatsgründung ist bereits abgeschlossen worden, ehe 
der Ausbau nach der völkerrechtlichen Seite vollendet war. 
Die Verbindung Finnlands mit Rufsland beruht schliefslich 
allerdings auf einem völkerrechtlichen Vertrage, aber nicht 
auf einem solchen der dadurch verbundenen Staaten, sondern 
auf einem Vertrage Rufslands mit Schweden. 

Ausgeschlossen ist ferner die Einreihung des Verhältnisses 
von Finnland zu Rufsland unter eins der verschiedenen Ab- 
hängigkeitsverhältnisse, wie sie das moderne Völkerrecht unter 
den Bezeichnungen der Protektion, des Protektorates und der 
Suzeränetät kennt. Abgesehen davon, dafs wenigstens das 
Protektorat die ursprüngliche völkerrechtliche Persönlichkeit 
des abhängigen Staates voraussetzt, ist jedes Abhängigkeits- 
verhältnis unter monarchischen Staaten nötwendig durch die 
Verschiedenheit des Herrschers bedingt. Denn dafs jeniänd 



^S'* Jellinek, Lehre von den Staaten Verbindungen , Wien 1882, 
S. 198; Brie, Theorie der Staatenverbin düngen , Stuttgart 1886, S. 71; 
Born hak, Allgemeine Staatslehre, Berlin 1896, S. 209. 
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sein eigener Vasall oder Lehnsherr oder etwas Ähnliches sein 
sollte, wäre staatsrechtlich wie politisch gleichermalsen eine 
Monstrosität. 

Endlich kann auch eine vollständige Inkorporation nicht 
vorliegen. Denn bei dieser geht die volle Staatsgewalt nach 
innen wie nach aufsen auf den erwerbenden Staat über. Als 
aber Rufsland durch den Frieden mit Schweden Finnland mit 
völkerrechtlicher Wirkung erwarb, war in dem Gebiete bereits 
durch die eigene That des russischen Herrschers für die innere 
Staatsgewalt ein besonderes finnisches Staatswesen geschaffen 
worden. Durch die Abtretung konnte Rufsland nicht mehr 
erwerben als den Teil der Staatsgewalt, auf die sich der neue 
finnische Staat noch nicht erstreckte, nämlich die völkerrecht- 
liche Seite. 

Gewifs hat der Friede von 1809 eine Einverleibung Finn- 
lands in Rufsland herbeigeführt, aber nur mit völkerrechtlicher 
Wirkung, also unvollkommen. Dafs der völkerrechtliche Akt 
eine staatsrechtliche Wirkung nicht äufsern konnte, ist ver- 
ursacht durch die geschichtliche That Kaiser Alexanders I. 
auf dem Landtage von Borgä, indem er bereits vor der völker- 
rechtlichen Einverleibung eine eigene finnische Staatsgewalt 
geschaffen hatte. 

Dieses Verhältnis, auf einem Widerspruche des völker- 
rechtlichen und des staatsrechtlichen Zustandes beruhend, kann 
man als unvollkommene Inkorporation bezeichnen. Die Ver- 
einigung unter den verbundenen Staaten beruht auf einem 
völkerrechtlichen Akte, ist aber selbst nicht völkerrechtlich, 
da der Akt kein solcher der verbundenen Staaten ist noch 
sein kann. Die Verbindung ist aber ebensowenig staatsrechtlich, 
da jeder Staat seine eigene Staatsgewalt besitzt. Aber der 
völkerrechtliche Akt hat staatsrechtliche Wirkungen geäufsert 
imd dem völkerrechtlich einverleibten Gebiete die Entwicklung 
seiner Staatsgewalt nach aufsen wie die eines eigenen Thron- 
folge- und Regentschaftsrechtes unmöglich gemacht. Eine 
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Verbindung, durch die völkerrechtliche Grundlage über die 
Sphäre der blolsen politischen Thatsache erhoben, ihrer Natur 
nach weder völkerrechtlich noch staatsrechtlich, aber von 
völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Wirkungen begleitet, 
bildet die unvollkommene Inkorporation eine nicht leicht zu 
erfassende, komplizierte Erscheinung unseres politischen Systems. 
Wie sich in diesem entgegengesetzte Tendenzen kreuzen, so 
bringen sie innerlich widerspruchsvolle Rechtserzeugnisse her- 
vor, die man nach ihren verschiedenen Seiten charakterisieren, 
aber nicht auf einen einheitlichen Grundsatz zurückführen kann. 



§ 3. 

Die weitere Entwicklung der Staaten- 
verbindung '). 



JL/ie Begründung einer eigenen finnischen Staatsgewalt 
war zwar das Ergebnis augenblicklicher Bedürfnisse der Politik. 
Kaiser Alexander I. war aber weit entfernt davon, sich über 
die eingegangenen Verpflichtungen hinwegzusetzen, nachdem 
jene Bedürfnisse nicht mehr vorhanden waren. Bei der Ver- 
einigung von Wiborg mit Finnland wurde daher ausdrücklich 
die Beteiligung des Wiborger Gebietes an der Landtagsver- 
tretung vorgesehen, wie diese auch in anderen Erlassen als 
fortbestehennd anerkannt wurde. Ebenso hat Kaiser Nikolaus I. 
bei seiner Thronbesteigung in der Garantieakte vom 24. De- 
zember 1825 die Religion und Grundgesetze des Landes, die 
Privilegien und Rechte jedes Standes im Grofsfürstentum wie 
aller seiner Einwohner ausdrücklich bestätigt. 

Gleichwohl ist aus hier nicht weiter zu verfolgenden 
politischen Gründen unter den Kaisern Alexander I. und 
Nikolaus L kein Landtag wieder berufen worden. Die stän- 
dischen Verfassungen Deutschlands enthielten, abgesehen von 
dem feststehenden Steuerbewilligungsrechte der Stände, über- 
haupt keine feste Abgrenzung der Befugnisse zwischen Landes- 



») Vgl. die Litteratur zu § i. 
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herren und Ständen. Es handelte sich im wesentlichen um 
eine politische Machtfrage. Der Landesherr konnte also, wenn 
er die Macht besafs, die Stände stillschweigend beiseite schieben. 
Das trifft allerdings für das schwedische Recht, obgleich dieses 
auch ein ständisches war, schon für die Zeit der Abtretung 
Finnlands nicht mehr zu. Die schwedische Regierungsform 
von 1772 hat für den Erlafs von Gesetzen die Zustimmung 
der Stände vorgesehen. Aber unter Gesetz verstand man 
doch immerhin das im Gesetzbuche niedergelegte Recht, im 
wesentlichen das Privat-, Straf- imd Prozefsrecht umfassend. 
Soweit dieses nicht berührt wurde, war der Herrscher befugt, 
auch Rechtssätze im Verordnungswege zu erlassen '). Da das 
Land mit seiner überwiegenden Naturalwirtschaft intensive 
gesetzgeberische Bedürfnisse nicht hatte, überdies ein weit- 
gehendes monarchisches Verordnungsrecht bestand, konnte man 
Jahrzehnte hindurch ohne die Stände auskommen. Nur als 
Kaiser Nikolaus L durch Verordnung vom 14. August 1827 
den Griechisch-Katholischen , die in Finnland wohnten und 
naturalisiert waren, das Recht zum Eintritte in den Civil- und 
Militärdienst gab, verletzte er die nach § 1 der Regierungs- 
form anerkannte ausschlief sliche Berechtigung des Luthertums. 
Er hob daher ausdrücklich hervor, dafs er die Verordnung 
zur Beseitigung ernster Mifsstände erlasse, obgleich die Um- 
stände und seine anderen Regierungssorgen ihm augenblicklich 
die Berufung der Stände des Grofsfürstentums nicht gestatteten. 
Erst unter Kaiser Alexander IL, der bei seiner Thron- 
besteigung den Einwohnern Finnlands am 3. März 1855 eine 
gleiche Garantieakte erteilt hatte wie sein Vater, begann eine 
neue Entwicklung. 

Am 10. April 1861 wurde ein Ausschuf s der vier Stände 
berufen, um sich über die Verfassungsvorlagen der Regierung 
und über die vorläufige Organisation, bis der Landtag berufen 
werden könne, auszusprechen. Nach der vorbereitenden 



*) Vgl. Mechelin, Staatsrecht des Grofsfürstentums Finnland S. 291 ff. 
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Thätigkeit des Ausschusses erfolgte am 18. Juni 1863 die 
Berufung des Landtages, des ersten seit 1809, zum 15. Sep- 
tember nach Helsingfors. Der Kaiser eröffnete den Landtag 
am 18. September mit einer französischen Thronrede, worin 
er für einen binnen drei Jahren zu berufenden Landtag die 
Vorlage verschiedener Änderungen der Grundgesetze, die auf 
den gegenwärtigen Zustand nicht mehr voll anwendbar seien, 
ankündigte. Eine neue Regierungsform und eine neue Landtags- 
ordnung wurden ausgearbeitet, aber nur die letztere dem Land- 
tage von 1867 vorgelegt, von ihm angenommen und vom 
Kaiser unter dem 15. April 1869 erlassen. 

Die Landtagsordnimg bildet ein neues, nicht mehr aus 
Schweden übernommenes Grundgesetz des finnischen Staats- 
wesens. Sie ist keine erschöpfende Verfassungsurkunde, regelt 
aber die Bildung, den Geschäftsgang und die Befugnisse des Land- 
tages, insbesondere auf dem Gebiete der Gesetzgebung. Kaiser 
Alexander II. hat die Landtagsordnung sanktioniert «unter 
ausdrücklichem Vorbehalte seiner Rechte so, wie sie gewähr- 
leistet sind durch die Regierungsform vom 21. August 1772, 
durch die Unions- und Sicherheitsakte vom 21. Februar und 
3. April 1789 und nicht ausdrücklich abgeändert sind durch 
die gegenwärtige Landtagsordnung». Darin liegt das erneute 
Anerkenntnis, dals die Regierungsbefugnisse des Kaisers in 
Bezug auf die Ausübung der inneren Staatsgewalt als Grols- 
fürsten von Finnland keinen anderen Rechtsgrund haben 
als die von Schweden auf Finnland übertragenen und die 
eigenen finnischen Gesetze, jedenfalls nicht auf russischem 
Staatsrechte beruhen. 

Schon in der Thronrede von 1863 hatte der Kaiser für 
die Zukunft die periodische Berufung des Landtages verheifsen. 
Nach der Landtagsordnung soll die Berufung eines ordent- 
lichen Landtages mindestens alle fünf Jahre erfolgen. Dem- 
entsprechend sind seit 1867 die finnischen Stände zu ordent- 
lichen Landtagen berufen worden 1872, 1877, 1882, 1885, 
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1888, 1891, 1894, 1897 und 1900. Allmählich sind also, dem 
gesteigerten gesetzgeberischen Bedürfnisse entsprechend, an 
die Stelle der fünfjährigen thatsächlich dreijährige Perioden 
getreten. 

Bei den letzten Thronwechseln sind auch die schon in 
früheren Fällen üblichen Garantieakten erlassen worden von 
Alexander III. am 14. März 1881 und von Nikolaus II. am 
6. November 1894. 

Im übrigen vollzog sich seit der Wiederberufung der 
Stände und dem Erlasse der neuen Landtagsordnung die ver- 
fassungsmäfsige Entwicklung des Landes in ruhigem Gange. 
In Übereinstimmung mit dem Beschlüsse des Landtages von 
1885 wurde durch das Manifest vom 25. Juni 1886 den Ständen 
in gewissen gesetzgeberischen Fragen das bisher versagte 
Recht der Initiative eingeräumt. Trotz der obenerwähnten 
Verordnung Kaiser Nikolaus' I. vom 14. August 1827 hielt 
man doch ein neues Grundgesetz vom 11. November 1889 für 
erforderlich, wodurch — unter Abänderung des § 1 der 
Regierungsform vom 21. August 1772 — den nicht der evan- 
gelisch-lutherischen Konfession angehörigen Christen das Recht 
zur Bekleidung von Ämtern und Würden im Lande zu- 
gestanden wurde. 

Für die Organisation der finnländischen Verwaltung waren 
zwei Thatsachen von Bedeutung. Der Herrscher befand sich 
zwar regelmäfsig nicht im Lande selbst, aber doch in dessen 
nächster Nähe, die russische Haupt- und Residenzstadt St. Peters- 
burg lag Finnland näher als dem gröfsten Teile Rufslands. 

Im Jahre 1809 handelte es sich darum, an Stelle der 
schwedischen Centralbehörden , die bisher allein für Finnland 
zuständig gewesen waren, namentlich des Reichsrates und der 
obersten Kollegien für die einzelnen Verwaltungszweige, eine 
besondere finnische Centralverwaltung zu schaffen. Ent- 
sprechend der den Ständen auf dem Landtage von Borgä 
gemachten Vorlage wird 1809 ein Regierungsconseil be- 
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gründet, der in seinen einzelnen Abteilungen die obersten 
Verwaltungsbehörden umfafst, und an dessen Spitze ein General- 
gouverneur steht. Dabei war in Erwägung gezogen, dafs, 
weil der Souverän sich in der Regel nicht in Finnland auf- 
halte, die oberste Behörde nicht nur beraten, sondern auch 
entscheiden müsse. Durch Verordnung vom 21. Februar 1816 
erhielt der Regierungsconseil die Bezeichnung «Senat für 
Finnland». Dabei wurde ausdrücklich versichert, dafs diese 
Veränderung die Organisation nicht berühre, laut welcher der 
Conseil seither die Verwaltung des Landes unabhängig von 
jeder anderen Macht als der der Gesetze und derjenigen, die 
gesetzlich dem Monarchen zukomme, gehandhabt, noch 
weniger die vom Kaiser für sich und seine Nachfolger be- 
stätigte Verfassung des Landes abändere. 

Der Senat bildet hiemach die oberste Behörde des Landes. 
Er entscheidet zum Teil selbst und berät im übrigen den Kaiser 
und Grofsfürsten in den ihm persönlich vorbehaltenen An- 
gelegenheiten. Für die Erledigung der laufenden Geschäfte 
zerfällt der Senat in Departements und diese wieder in Unter- 
abteilungen. Eine Reihe wichtiger Angelegenheiten ist dem 
allgemeinen oder dem engeren Plenum vorbehalten. 

Der Generalgouverneur ist zunächst Präsident des Senats 
und als solcher Mitglied der obersten Kollegialbehörde des 
Landes. Er steht femer an der Spitze des civilen exekutiven 
Behördenwesens und hat in dieser Eigenschaft namentlich für 
Aufrechterhaltung der allgemeinen Ruhe und Ordnung, für 
die Beobachtung der kaiserlichen Verordnungen und Befehle 
und für Wahrung der gesetzlichen Freiheiten und Rechte der 
Bürger zu sorgen. Endlich ist er der Chef der finnländischen 
Armee wie der russischen Truppen, welche zum Zwecke der 
Reichsverteidigung etwa nach Finnland verlegt sind. 

Der Prokurator, ein Gehilfe des Generalgouvemeurs und 
diesem unterstellt, im übrigen Mitglied des Senats, nimmt eine 
ähnliche Stellung wie der Generalgouvemeur auf dem Gebiete 
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der Verwaltung auf dem der Justiz ein. Er hat die Aufsicht 
über die Gerichte und soll darauf halten, dafs allgemein die 
Gesetze beobachtet werden. Sollte der Generalgouverneur 
oder der Senat vom Gesetze abweichen, so hat der Prokurator 
dagegen begründeten Einspruch zu erheben und, wenn dem 
nicht Folge geleistet wird, an den Kaiser zu berichten. 

Endlich besteht seit 1826 ein Staatssekretariat für Finnland 
unter einem Minister-Staatssekretär, dem die kaiserliche Kanzlei 
für Finnland unterstellt ist. Dem Staatssekretariat beigeordnet 
war seit 1857 ein Komitee für die Angelegenheiten Finnlands. 
Die Notwendigkeit beider Behörden ergiebt sich daraus, dals 
der Herrscher seinen Wohnsitz aufserhalb des Landes hat, 
und es deshalb in seiner Residenz eines Mittelorganes zwischen 
ihm und den finnischen Centralbehörden bedarf. Der Minister- 
Staatssekretär hat die Aufgabe, die vom Kaiser persönlich zu 
erledigenden Angelegenheiten Finnlands, aufser den mili- 
tärischen Kommandosachen, dem Kaiser vorzutragen und die 
Entscheidungen des Kaisers dem Generalgouverneur als Präsi- 
denten des Senates mitzuteilen. Das Komitee für die finn- 
ländischen Angelegenheiten bestand aus dem Minister-Staats- 
sekretär, seinem Gehilfen und drei anderen Mitgliedern, die 
der Kaiser auf den Vorschlag des Generalgouverneurs und 
des Senates auf drei Jahre berief. Das Komitee hatte die 
Angelegenheiten, die der Kaiser ihm durch den Minister- 
Staatssekretär zuwies, zu prüfen und zu begutachten. Das 
Protokoll des Komitees, sein Bedenken und seine Abstimmung, 
falls eine solche stattgefunden, sollte teim Vortrage der be- 
treffenden Sache dem Kaiser mit vorgelegt werden. Dieses 
Komitee wurde jedoch 1891 aufgelöst. 

Da Finnland in völkerrechtlicher Beziehung von Rufsland 
gedeckt wird, so sind die russischen Behörden, welche die 
auswärtigen Angelegenheiten verwalten, ohne weiteres auch 
für Finnland zuständig. Soweit durch einen Akt der aus- 
wärtigen Verwaltung in die inneren finnischen Angelegen- 



I 



— 29 — 

heiten eingegriffen wird, treten selbstverständlich die Organe 
Finnlands in Wirksamkeit, so z. B., wenn ein völkerrechtlicher 
Vertrag die Abänderung der Gesetzgebung notwendig macht. 

Endlich sollen nach dem finnischen Wehrpflichtgesetze 
von 1878 solche die finnischen Truppen betreffende Angelegen- 
heiten, welche nicht zum Gebiete der Gesetzgebung oder der 
ökonomischen Verwaltung gehören, oder wegen welcher die 
Gesetze des Landes nicht ein anderes Verfahren vorschreiben, 
dem Kaiser und Grofsftirsten von dem russischen Kriegs- 
minister vorgetragen werden. Der russische Kriegsminister, 
dem für diesen Zweck ein höherer finnischer Offizier und eine 
besondere Kanzlei beigegeben sind, fungiert hier auf Grund 
eines finnischen Gesetzes als Verwaltungsorgan Finnlands. 

Die verfassungs- und verwaltungsrechtliche Sonderstellung 
Finnlands findet ihren Ausdruck in dem Bestehen einer be- 
sonderen finnischen Staatsangehörigkeit. Diese ist selbstver- 
ständlich nicht völkerrechtlich, da dem finnischen Staate die 
eigene völkerrechtliche Persönlichkeit fehlt — anderen Staaten 
gegenüber sind die finnischen Staatsangehörigen Russen — , 
sondern rein staatsrechtlich. Sie wird erworben durch Geburt, 
Legitimation, Heirat und Naturalisation. Dafs sie staats- 
rechtlich etwas anderes ist als die russische Staatsangehörigkeit, 
kommt zum Ausdrucke dadurch, dafs, wenn auch für Russen 
der Efwerb der finnischen Staatsangehörigkeit besonders er- 
leichtert ist, doch auch sie, um die Rechte der finnischen 
Staatsangehörigen zu erlangen, durch kaiserliche Ent- 
schliefsung in Finnland naturalisiert werden müssen. Anderer- 
seits verlieren die Finnländer, die in russischen Staatsdienst 
treten oder sich in Rufsland niederlassen, ihre bisherige Staats- 
angehörigkeit erst durch besonderen Erwerb der russischen. 
Der Besitz der finnischen Staatsangehörigkeit ist u. a. Vor- 
aussetzung für die Ausübung ständischer Rechte und für den 
Eintritt in den Staatsdienst. Für letzteren wird sogar in der 
Regel erfordert, dafs die Staatsangehörigkeit durch Geburt 



— So- 
und nicht durch Naturalisation erworben ist. Nur der General- 
gouverneur braucht die finnische Staatsangehörigkeit nicht zu 
besitzen, kann also Russe sein. 

Diese dem Verfassungsrechte entsprechende Verteilung 
der \^erwaltung zwischen den beiden Staatsgewalten wird erst 
seit 1890 durch Angriffe von russischer Seite gestört. Es 
wurden drei Kommissionen eingesetzt, um die engere Ver- 
schmelzung Finnlands mit dem Reiche in Bezug auf Post, 
Münze und Zollwesen anzubahnen. Der Einspruch der Stände 
blieb unbeachtet. Die Thätigkeit der Kommissionen hatte 
vorläufig keine andere Wirkung, als dafs durch Manifest vom 
12. Juni 1890 das finnische Postwesen der russischen Ober- 
behörde unterstellt wurde. Eine im folgenden Jahre unter 
dem Vorsitze des früheren Finanzministers Bunge eingesetzte 
neue Kommission empfahl die vollständige Verschmelzung der 
Postverwaltungen, die immer weiter fortgeführt wurde, bis 
eine Verordnung vom August 1899 die Verwendung finn- 
ländischer Postzeichen nach dem laufenden Jahre verbot. Das 
von Schweden auf Finnland übertragene Recht des Monarchen, 
ökonomische Verordnungen zu erlassen, wurde hier jedenfalls 
dadurch überschritten, dafs es Behörden eines anderen Staates 
waren, die ohne gesetzliche Grundlage, wie man solche 1878 
füi* das Heerwesen als erforderlich betrachtet hatte, mit der 
Leitung der Verwaltung betraut wurden. 



§4. 

Das Recht Rufelands gegenüber Finnland'). 



Aus der Vereinigung Finnlands mit Rufsland ergab sich 
bereits: Finnland ist ein Staat, aber nicht im völkerrechtlichen, 
sondern nur im staatsrechtlichen Sinne. Für das Recht Ruls- 
lands gegenüber Finnland ergeben sich daraus zwei Folgerungen, 
eine positiver und eine negativer Natur. 

Da Finnland für den völkerrechtlichen Verkehr als staat- 
liches Rechtssubjekt nicht in Betracht kommt, ist es für diesen 
eine russische Provinz und wird durch die russische Staats- 
gewalt vertreten. Anderen Staaten gegenüber ist das Gebiet 
Finnlands russisches Staatsgebiet, die Finnländer, die sich im 
Auslande aufhalten, sind diesem gegenüber Russen und ge- 



') Vgl. Danielson, Finlands inre Själfständighet , Helsingsfors 1892. 
Hermanson, Finlands statsrättsliga Ställning, Helsingfors 1S92; derselbe, 
BemÖtande i fragan om Finlands statsrättsliga Ställning, Helsingfors 1894; Ein 
Beitrag zur Beurteilung der staatsrechtlichen Stellung des GrofsfUrstentums 
Finnland, die wichtigsten Ergebnisse der Schrift von Prof. Dr. Hermanson: 
Finlands statsrättsliga Ställning, Leipzig 1900; La Situation politique de la 
Finlande, in der Revue de droit international v. 1900; Westlake, The case 
of Finland, in der National Review, London, March 1900, S. 11 1 ff.; Getz, 
Das staatsrechtliche Verhältnis zwischen Finnland und Rufsland, Leipzig 1900; 
van der Vlugt, Finland, de Rechtsvraag, Amsterdam 1900. 
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niefsen den Schutz, den Rufsland seinen Unterthanen gewährt. 
Die russischen Gesandtschaften und Konsulate im Auslande 
vertreten auch die finnischen Interessen, auswärtige Gesandt- 
schaften werden nur von Rufsland empfangen, wie dieses allein 
auswärtigen Konsuln, die in Finnland ihren amilichen Wirkungs- 
kreis haben sollen, das- Exequatur erteilen kann. Finnland 
kann weder Krieg führen noch Frieden schliefsen, aber jeder 
Krieg und jeder Friedensschlufs Rufslands betrifft Finnland 
mit. Es kann hierdurch in Kriege hineingezogen werden, 
durch die es nur zu leiden hat, an denen es aber nicht das 
geringste politische Interesse haben kann, wie es z. B, im 
Krimkriege der Fall war. Völkerrechtliche Verträge darf die 
finnländische Staatsgewalt nicht schliefsen. Dagegen gelten 
die völkerrechtlichen Verträge Rufslands ohne weiteres auch 
für Finnland, soweit nicht ersichtlich ist, dafs sie sich nur auf 
einen Teil des russischen Staatsgebietes beziehen sollen. Von 
dieser völkerrechtlichen Seite des Vertragsrechtes bleibt selbst- 
verständlich die staatsrechtliche Wirksamkeit des Vertrages 
unberührt. Soweit die Erfüllung des Vertrages gesetzgeberische 
Mafsregeln erfordert, entscheidet nicht mehr das Völkerrecht, 
sondern das Staatsrecht, das eben für Rufsland und Finnland 
verschieden ist. Als Endergebnis stellt sich für die völker- 
rechtlichen Beziehungen zu fremden Staaten heraus: Finnland 
ist integrierender Bestandteil des russischen Reiches und wird 
nur durch die russische Staatsgewalt vertreten. 

Aber andererseits folgt daraus, dafs Finnland Staat im 
staatsrechtlichen Sinne ist, negativ, dafs sich die russische 
Staatsgewalt für Finnland nicht über das völkerrechtliche 
Gebiet hinaus erstreckt. 

Allerdings wird infolge der untrennbaren Verbindung der 
jeweilige Grofsfürst Finnlands durch das russische Staatsrecht 
bezeichnet, aber bei Ausübung der Staatsgewalt im Innern 
hat sich der Grofsfürst nach den eigentümlichen Rechts- 
ordnungen des finnischen Staates zu richten. 
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Wenn die neuere russische Publizistik ^) mit einer glücklich 
entdeckten Wortinterpretation und Widersprüchen des russischen 
und schwedischen Textes leugnet, Kaiser Alexander I. habe 
1809 die Verfassung des Landes bestätigt, die Bestätigung 
habe sich nur auf die «Wurzelgesetze» , die alten Gesetze 
Schwedens, die mit der Verfassung nichts gemein hätten, be- 
zogen, so kann dieser ganze Wortstreit völlig unerörtert 
bleiben. Kaiser Alexander I. hat auf dem Landtage von 
Borgä Handlungen vorgenommen, die er vor der Abtretung 
des Landes durch Schweden, wie schön oben festgestellt wurde, 
gar nicht als russischer Kaiser, sondern nur als Inhaber einer 
-selbständigen finnischen Staatsgewalt vornehmen konnte. 

Diese Begründung einer selbständigen finnischen. Staats- 
gewalt ist für die ganze Folgezeit von ausschlaggebender 
Bedeutung, Es wird damit zunächst die Behauptung hin- 
fällig, dafs, selbst wenn Kaiser Alexander I. die Grundgesetze 
des Landes anerkannt habe, er jedenfalls als absoluter russischer 
Selbstherrscher weder sich noch seine Nachfolger habe binden 
können. Der russische Selbstherrscher konnte eben auf dem 
Landtage von Borgä gar nicht auftreten, sondern nur das 
Haupt des neu begründeten Staates Finnland. Der Kaiser 
von Rufsland hat daher die Rechte der inneren Staatsgewalt 
in Finnland nach finnländischem Staatsrechte, oder er hat 
überhaupt keine Rechte. Selbst die spätere Abtretung des 
Landes von Schweden an Rufsland kann hieran nichts ändern. 
Denn auch die Abtretung beruht auf der Voraussetzung, dafs 
sich das Land dem Kaiser bereits unterworfen hat. Wäre 
diese Unterwerfung nicht erfolgt, so hatte Schweden keinen 
Anlafs zur Abtretimg. Die Unterwerfung geschah aber nur, 
weil eine selbständige finnische Staatsgewalt begründet wm-de. 



') Es kommen besonders in Betracht die Schriften von Ordin, Korkunoff, 
Sokolskij und JelenefF. Eine ausführliche Darlegung ihrer Ansichten, unter 
denen die im Texte angeführten philologischen Gründe von Ordin kaum ernst 
zu nehmen sind, findet sich in den S. 32 Note i angegebenen Schriften. 
Born hak, Rufsland und Finnland. 3 
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Da der völkerrechtliche Vertrag unter der stillschweigenden 
Voraussetzung «rebus sie stantibus» abgeschlossen ist, würde 
mit der Beseitigung der finnländischen Staatsgewalt auch die 
weitere Rechtsbeständigkeit der völkerrechtlichen Zugehörigkeit 
Finnlands zu Ruisland in Frage gezogen werden können. 

Aber selbst wenn man von der Begrtindimg der Staaten- 
verbindung vollständig absehen wollte, so hat Kaiser 
Alexander IL am 15. April 1869 die neue Landtagsordnung 
sanktioniert «unter ausdrücklichem Vorbehalte seiner Rechte, 
so wie sie gewährleistet sind durch die Regierungsform vom 
21. August 1772, die Vereinigungs- und Sicherheitsakte vom 
21. Februar und 3. April 1789 und nicht ausdrücklich ab- 
geändert durch gegenwärtiges Gesetz», das als «fundamentales, 
omwiderrufliches» bezeichnet wird. 

Man möge einmal annehmen, alle Handlungen und Er- 
klärungen Kaiser Alexanders I. wären rechtlich bedeutungslos, 
es wäre im Jahre 1809 keine neue finnländische Staatsgewalt 
begründet, sondern die Einverleibung Finnlands in Rufsland 
wie vom völkerrechtlichen so auch vom staatsrechtlichen 
Standpunkte vollzogen, Finnland der absoluten russischen 
Monarchie unterworfen. Auch der absolute Monarch kann 
sich nun zweifellos für die Ausübung seiner Herrscherthätigkeit 
an bestimmte Rechtsformen, insbesondere bei der Gesetz- 
gebung an die Zustimmung einer Landesvertretung mit der 
Wirkung binden, dafs die Aufserachtlassung dieser Formen 
den Akt nicht mehr als einen solchen des Monarchen in seiner 
staatlichen Eigenschaft erscheinen läfst. Die Einzelstaaten 
Deutschlands sind einzig durch eine solche verfassungsmälsige 
Selbstbeschränkung des Monarchen vom Absolutismus zum 
Konstitutionalismus übergegangen. Was der Herrscher für 
den ganzen Staat thun kann, vermag er selbstverständlich 
auch für einen Teil. Und dafs die Erklärungen des Monarchen 
auch seinen Regierungsnachfolger so rechtlich binden, als wenn 
er sie selbst abgegeben hätte, bedarf heutzutage kaum mehr 



— 35 — 

der Erwähnung, geschweige denn eines Beweises. Wurde 
1809 keine finnländische Staatsgewalt mit einem konstitutionell 
beschränkten Monarchen geschaffen, so hat sich 1869 der 
russische Kaiser für Finnland konstitutionellen Schranken 
unterworfen, die ihn in diesem Lande nicht mehr als den 
absoluten Selbstherrscher Rufslands, sondern als den Inhaber 
einer besonderen konstitutionellen Staatsgewalt erscheinen lassen. 

Thatsächlich ist zwischen 1809 und 1869 kein Widerspruch. 
Das Gesetz von 1869 zieht nur die notwendige Folge aus den 
geschichtlichen Ereignissen, die sich zwei Menschenalter vor- 
her vollzogen hatten. Diese Übereinstimmung ist in Bezug auf 
das staatsrechtliche Ergebnis so vollständig wie zwischen zwei 
sich deckenden geometrischen Figuren. 

Durch ein fimdamentales, unwiderrufliches Gesetz ist der 
Kaiser als Grofsftirst bei der Gesetzgebung in Finnland an 
die Mitwirkung der Stände gebunden. Im übrigen bleiben 
seine monarchischen Rechte unberührt, aber nicht seine 
monarchischen Rechte als russischer Kaiser, sondern so, wie 
sie in der Regierungsform und in der Vereinigungs- und 
Sicherheitsakte gewährleistet sind. Andere Rechte als diese, 
auf den finnländischen Grundgesetzen beruhend, nur durch ein 
neues Grundgesetz abänderbar und deshalb von der russischen 
Herrschergewalt in ihrem Wesen verschieden, besitzt der Kaiser 
in Bezug auf die innere Staatsgewalt Finnlands nicht. Sollte 
er je noch andere Rechte besessen haben, so sind sie ziun 
mindesten mit dem Erlasse des Gesetzes von 1869 erloschen. 

Wie 1809 stellt sich auch 1869 das Ergebnis heraus: Der 
Kaiser von Rufsland hat die Rechte der inneren Staatsgewalt 
in Finnland nach finnländischem Staatsrechte, oder er hat über- 
haupt keine Rechte. 

Über das Gebiet des Auswärtigen hinaus giebt es daher 

überhaupt keinen Zweig des Staatslebens, in dem Rufsland 

ohne die freie Zustimmung Finnlands in der Form einer 

Änderung seiner Grundgesetze die Bethätigung der Staats- 

3* 
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gewalt innerhalb Finnlands für sich in Anspruch nehmen 
könnte. Seinen klarsten Ausdruck hat das gefunden in dem 
Wehrgesetze von 1878, das dem russischen Kriegsminister 
persönlich — nicht dem russischen Kriegsministerium überhaupt 
— gewisse Befugnisse über Finnland gewährt. 

Deshalb war die engere Verschmelzung des finnischen 
Postwesens mit dem russischen bereits eine Verfassungsver- 
letzung. Denn wenn auch der Kaiser für den Erlafs von 
Anordnungen auf dem Gebiete der Post nicht an die Mit- 
wirkung der Stände gebamden war, so konnte er doch jeden- 
falls die finnische Staatsgewalt nur durch finnische Behörden 
ausüben, es sei denn, dafs ein Gesetz ihn zu etwas anderem 
ermächtigte. Ohne diese Gnmdlage konnten russische Be- 
hörden an der Ausübung der inneren Staatsgewalt Finnlands 
nur unter Verletztmg seiner Grundgesetze beteiligt werden. 



§ 5. 

Das kaiserliche Manifest 

vom 3. (15.) Februar 1899'). 



JL)as Manifest, auf dessen polititische Veranlassung später 
zurückzukommen sein wird, hat folgenden Wortlaut : 

«Wir Nikolaus der Zweite, von Gottes Gnaden Kaiser und 
Selbstherrscher aller Reulsen, Zar von Polen, Grofsfürst von 
Finnland etc. etc. etc. 
thun allen Unseren getreuen Unterthanen kund: 

Das Grofsfürstentum Finnland, welches seit Beginn des 
gegenwärtigen Jahrhunderts einen Teil des russischen Kaisertums 
bildet, erfreut sich mit edelmütiger Zustimmung Kaiser 
Alexanders des Gesegneten und Seiner erhabenen Nachfolger 
gesegneten Andenkens hinsichtlich der inneren Verwaltung und 
Gesetzgebung besonderer Institutionen, die den Daseins- 
bedingungen des Landes angepafst sind. 

Nun entstehen aber, abgesehen von Fragen der lokalen 
Gesetzgebung Finnlands, die aus der eigenartigen Gesellschafts- 
ordnung des Landes entspringen, bei der Reichsverwaltung 
auch andere, Finnland betreffende legislative Fragen, die, mit 
Rücksicht auf ihren inneren Zusammenhang mit den allgemeinen 
Reichsinteressen, nicht ausschliefslich von den Institutionen des 



') Reponse ä la brochure officielle «Le Manifeste Imperial du 3 f6vrier 1899 
et la Finlande» (non mis dans le commerce), 1899. 
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Grofsfürstentums gehandhabt werden können. Über den Modus^ 
wie Fragen dieser Art zu entscheiden sind, enthält die vor- 
handene Gesetzgebung keine bestimmten Vorschriften, und der 
Mangel an solchen hat zu schwerwiegenden Ubelständen 
geführt. 

Zur Beseitigung dieser Übelstände haben Wir, in be- 
ständiger Fürsorge für das Wohl aller Unserer treuen Unter- 
thanen ohne Ausnahme, für nützlich befunden, in Ergänzung 
der bestehenden Verordnungen und zur Richtschnur für die 
betreffenden Institutionen des Kaisertums und des Grofsf ürsten- 
- tums eine feste und unverbrüchliche Ordnung für ihre Thätig- 
keit in Bezug auf die Ausarbeitung und Ausfertigung all- 
gemeiner Reichsgesetze zu bestimmen. 

Indem Wir die gegenwärtigen Vorschriften über die Aus- 
fertigung solcher lokaler Gesetze, die sich ausschliefslich auf 
die Bedürfnisse Finnlands erstrecken, nach Kraft und Wirkung 
beibehalten, haben Wir gleichzeitig für notwendig erachtet, die 
nähere Bestinmiung der Gegenstände für die allgemeine Gesetz- 
gebung des Kaisertums Unserem Ermessen vorzubehalten. 

Zu diesem Zwecke haben Wir die gleichzeitig kund- 
gegebenen Grundbestimmungen über die Formulierung, Prüfung 
und Promulgation von Gesetzen, welche für das Kaisertum, 
einschlielslich des Grofsfürstentums Finnland, erlassen werden, 
Höchsteigenhändig bekräftigt. 

Gleich Unseren gekrönten Vorfahren erblicken wir ein 
Unterpfand für das Gedeihen Finnlands in der engsten Ver- 
bindung des Landes mit dem Kaisertum. Beschirmt von der 
russischen Macht und stark durch ihren Schutz, ist Finnland im 
Laufe fast eines ganzen Jahrhunderts unablässig auf dem Wege 
der friedlichen Entwicklung fortgeschritten, und es ist Uns 
lieb gewesen, aus den jüngst von den Ständen abgegebenen 
Versicherungen zu ersehen, dafs im Herzen des finnländischen 
Volkes das Bewufstsein der Ergebenheit für Uns und Rufsland 
lebendig ist. 
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Wir hegen die Zuversicht, dafs eine auf feste Bestimmungen 
eines positiven Gesetzes gegründete gemeinsame Thätigkeit der 
Institutionen des Kaisertums und des Grofsftirstentums Finnland 
in denjenigen legislativen Angelegenheiten, die ihre beider- 
seitigen Interessen betreffen, zur besseren Sicherstellung des 
realen Nutzens und der Vorteile des russischen Reiches dienen 
wird. 

Gegeben in St. Petersburg, am dritten Februar das Jahres 
eintausendachthundertneunundneunzig nach Christi Geburt, im 
fünften Jahre Unserer Regierung. 

Das Original ist von Seiner Kaiserlichen Majestät Höchst- 
eigenhändig unterschrieben: Nikolaus. 

Auf das Original haben Seine Kaiserliche Majestät Höchst- 
eigenhändig geschrieben: Dem sei also. 

St. Petersburg, den 3. Februar 1899.» 

«GRUNDBESTIMMUNGEN 
über die Formulierung, Prüfung und Promulgation von Ge- 
setzen, die für das Kaisertum, einschliefslich des Grofsfürsten- 

tums Finnland, erlassen werden: 

1. Die ursprüngliche Ausarbeitung von Gesetzen, die für 
das Kaisertum, einschliefslich des Grofsfürstentums Finnland, 
erlassen werden, erfolgt nach jedesmaliger Allerhöchster Ge- 
nehmigung in denjenigen Fällen, wo der allgemeine Gang der 
Verwaltungsangelegenheiten die Ausarbeitung einer neuen Ver- 
ordnung oder die Abänderung bezw. Ergänzung eines be- 
stehenden Gesetzes erforderlich macht. 

2. Diese Vorschrift wird sowohl hinsichtlich der auf den 
ganzen Umfang des Kaisertums, einschliefslich des Grofs- 
fürstentums Finnland, sich erstreckenden als auch hinsichtlich 
der innerhalb der Grenzen des Grofsfürstentums geltenden Ge- 
setze beobachtet, falls sie allgemeine Reichsinteressen betreffen 
oder mit der Gesetzgebung des Kaisertums in Verbindung 
stehen. 
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3. Die Allerhöchste Genehmigung bezüglich der Promul- 
gation der obenerwähnten Gesetze (Art. 1 und Art. 2) wird 
von dem zuständigen Minister des Kaisertums und vom 
Minister-Staatssekretär für das Grofsfürstentum Finnland, nach 
vorheriger Kommunikation derselben untereinander, erbeten. 
Falls der Generalgouvemeur über Finnland, mit Rücksicht auf 
den Gang der Verwaltung des Grofsfürstentums , es für not- 
wendig erachtet, die im Lande bestehenden Gesetze in der 
durch vorliegende Grundbestimmungen festgesetzten Weise zu 
ergänzen, so hat er seine diesbezüglichen Vorschläge dem zu- 
ständigen Minister des Kaisertums imd dem Minister-Staats- 
sekretär für das Grofsfürstentum zwecks ihrer weiteren Be- 
handlung mitzuteilen. 

4. Nachdem hinsichtlich der Promulgation eines Gesetzes 
für das Kaisertum, einschliefslich des Grofsfürstentums Finnland, 
die Allerhöchste Genehmigung erteilt worden, setzt sich der 
Minister des Kaisertums mit dem Generalgouverneur über Finn- 
land, dem Minister-Staatssekretär für das Grofsfürstentum und 
dem Kaiserlich Finnländischen Senat zwecks Beschaffung von 
Gutachten über den Inhalt des besagten Gesetzesprojekts in 
Verbindung. 

5. Was diejenigen legislativen Entwürfe anbelangt, die 
nach der Ordnung für die innere Verwaltung des Grofsfürsten- 
tums Finnland dem finnländischen Landtage zur Begutachtung 
vorgelegt werden, so ist das Gutachten des Landtages auch 
bei Ausfertigung der in Art. 2 der vorliegenden Grund- 
bestimmungen erwähnten Gesetze erforderlich. Das Gutachten 
des Landtages hat im Verlaufe seiner nächsten ordentlichen 
Session zu erfolgen, falls nicht ein Allerhöchster Befehl zur 
Einberufung eines aufserordentlichen Landtages zu diesem 
Zwecke erteilt worden ist. 

6. Nach Eingang der Gutachten der Generalgouvemeurs 
über Finnland, des Minister-Staatssekretärs für das Grofsfürsten- 
tum Finnland und des Kaiserlich Finnländischen Senats — 
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sowie in den einschlägigen Fällen auch des finnländischen 
Landtages — legt der Minister des Kaisertums den" Gesetz- 
entwurf dem Reichsconseil in der durch das Reglement für den 
Reichsconseil vorgeschriebenen Ordnung vor. 

7. Dieser Gesetzentwurf wird vom Reichsconseil auf all- 
gemeiner Grundlage geprüft, und zwar unter Teilnahme des 
Generalgouvemeurs über Finnland, des Minister-Staatssekretärs 
für das Grofsfürstentum Finnland, sowie auch derjenigen 
Senatoren des Kaiserlich Finnländischen Senats, die nach Aller- 
höchster Wahl dazu besonders berufen worden sind. 

8. Der Allerhöchst bestätigte Reichsconseilsbeschlufs be- 
züglich des erwähnten Gesetzentwurfs wird in der vorge- 
schriebenen Ordnung sowohl im Kaisertum als auch im Grofs- 
fürstentum Finnland veröffentlicht.» 

Es bedurfte der Wiedergabe des Manifestes wie der Grund- 
bestimmungen in vollem Umfange, um die rechtliche Tragweite 
beider in ihrem Eingriffe in das finnische Staatsrecht zu 
würdigen. Die Rechtmäfsigkeit des neuen Erlasses wird sich 
am leichtesten feststellen lassen, wenn man die früher ge- 
wonnenen Ergebnisse über die staatsrechtliche Stellung Finn- 
lands mit dem Inhalte des Manifestes und der Grundbestimmungen 
zusammenhält. Da Finnland völkerrechtlich des Charakters 
der selbständigen Staatspersönlichkeit entbehrt und nach dieser 
Richtung allerdings in Russland aufgeht, die neuen Be- 
stimmungen überdies die völkerrechtlichen Beziehungen iii 
keiner Weise berühren, kann von den Beziehungen Finnlands 
zu fremden Staaten im folgenden überhaupt abgesehen werden. 
Es handelt sich nur um die innere Staatsgewalt. 

Finnland ist im Innern ein besonderer Staat, der zwar in- 
folge seiner untrennbaren Verbindung mit Ruisland seinen 
jeweiligen Herrscher auf Grund des russischen Staatsrechts 
erhält, aber im übrigen in keiner Weise der russischen Staats- 
gewalt unterworfen ist. Das Manifest betrachtet Finnland als 
einen Teil des russischen Kaiserreichs nicht nur völkerrechtlich 
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gegenüber dritten Staaten, sondern auch im Innern. Es nimmt 
daher, abgesehen von den besonderen lokalen Institutionen 
Finnlands, diesem wie dem übrigen Reiche gemeinsame Reichs- 
interessen als vorhanden an, die eine staatsrechtliche Befriedigung 
erfordern. Die Zuständigkeit Rufslands über Finnland dehnt 
sich damit über das Gebiet der völkerrechtlichen Vertretung 
hinweg auf die Bethätigung der inneren Staatsgewalt aus. 
Indem aber die Zuständigkeit der beiden Staatsgewalten gegen- 
einander in keiner Weise fest abgegrenzt wird, sondern es 
der kaiserlichen Entscheidung in jedem einzelnen Falle über- 
lassen bleibt, ob ein allgemeines Reichsinteresse vorliegt, fehlt 
es auch innerhalb des beschränkten Wirkungskreises der 
finnischen Staatsgewalt für diese an jeder Freiheit und Sicher- 
heit der Bethätigung. Die finnische Staatsgewalt steht zur 
willkürlichen Verfügung Rufslands. Sie hat daher als Staats- 
gewalt überhaupt aufgehört, und Finnland ist aus einem nach 
innen selbständigen Staate eine Provinz des absoluten russischen 
Reiches geworden. 

Der Kaiser von Rufsland herrschte in Finnland als Grofs- 
fürst nicht kraft der selbstherrlichen Gewalt, sondern nach den 
eigentümlichen Ordnungen des finnischen Staates. Er hatte die 
Rechte der inneren Staatsgewalt in Finnland nach finnländischem 
Rechte, oder er hatte überhaupt keine Rechte. Indem sich der 
Kaiser vorbehält, in jedem einzelnen Falle, wo er allgemeine 
Reichsinteressen für vorliegend erachtet, sich über diese Rechts- 
schranken hinwegzusetzen, giebt er die Rechtsgrundlagen preis, 
auf denen seine Herrschergewalt über Finnland beruht. So 
oft auch immer er zur Wahrung der vermeintlichen allgemeinen 
Reichsinteressen das finnische Staatsrecht verletzt, liegt nicht 
mehr die Bethätigung der monarchischen Herrscherthätigkeit, 
sondern der äufseren Gewalt des russischen Reiches vor. 

Es war eine Folge der staatsrechtlichen Verschiedenheit 
des finnischen Grofsfürsten von dem russischen Selbstherrscher, 
dafs, abgesehen von den gesetzlich vorgesehenen Ausnahmen, 
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bei Ausübung der finnischen Staatsgewalt nur finnische Staats- 
organe in Thätigkeit treten konnten. Indem die rechtliche Um- 
grenzung der finnischen Staatsgewalt wie die Bindung des 
Herrschers an verfassungsmälsige Schranken zerrissen wird, 
sollen nunmehr russische Staatsorgane zur entscheidenden Mit- 
wirkung bei inneren finnischen Angelegenheiten berufen, die 
finnischen Staatsorgane dagegen, soweit sie nicht innerhalb 
der russischen mitwirken, auf unmafsgebliche Gutachten be- 
schränkt sein. 

Die finnische Gesetzgebimg wurde bisher nach zweifellos 
feststehendem Verfassungsrechte ausgeübt vom Kaiser-Grofs- 
fürsten mit Zustimmung der finnischen Stände. Der absolute 
Selbstherrscher, der zur Befriedigung allgemeiner Reichs- 
interessen allgemeine Gesetze für das Reich einschliefslich Finn- 
lands erläfst, kann sich in Bezug auf ihre Wirksamkeit für 
Finnland nicht an die ständische Zustimmung binden. Wohl 
sollen auch diese Gesetze noch dem finnischen Landtage vor- 
gelegt werden, aber nur zur Begutachtung, und es wird der 
Anschein erweckt, als ob diese blofse Begutachtung dem 
geltenden Rechte Finnlands entspräche. Damit wird aber nicht 
nur für die neu geschaffene Kategorie allgemeiner Reichs- 
gesetze, in die der Kaiser nach Belieben jeden Gegenstand ver- 
weisen kann, sondern auch für das verbleibende Gebiet 
finnischer Partikulargesetzgebung das verfassungsmälsige Zu- 
stimmungsrecht der Stände bei der Gesetzgebung ersetzt durch 
das f Recht», unmafsgebliche Gutachten abzugeben, an die sich 
niemand zu kehren braucht. 

Fafst man die Ergebnisse zusammen, so bedeuten sie, dafs 
der seit drei Menschenaltern bestehende Rechtszustand einfach 
auf den Kopf gestellt wird. An die Stelle der eigenen 
finnischen Staatsgewalt, die in verfassungsmäfsigen Formen 
auszuüben ist, tritt die Unterwerfung Finnlands unter die ab- 
solute Staatsgewalt Rufslands. Mag man dieses Ergebnis für 
politisch vorteilhaft oder nachteilig halten, unter Wahrung der 
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Rechtskontinuität hätte man zu ihm nur gelangen können mit 
Zustimmung der finnischen Stände. Da diese voraussichtlich 
nie erteilt worden wäre, hat man es vorgezogen, die Ver- 
änderung ohne ständische Mitwirkung vorzunehmen. Das 
kaiserliche Manifest bedeutet daher einen Rechtsbruch. Die 
konstitutionelle Staatsgewalt Finnlands ist durch einen Staats- 
streich vorläufig, solange das Manifest nicht zurückgenommen 
ist, beseitigt. 

Der Senat hat nach anfänglichem Bedenken zwar das Mani- 
fest dem kaiserlichen Befehle entsprechend publiziert, aber 
gleichzeitig auf Antrag des Prokurators gegen seine Verfassungs- 
mäfsigkeit einstimmig Einspruch erhoben. Aufserdem erbat 
er die Einsetzung eines russisch -finnischen Ausschusses zur 
Ausarbeitung eines neuen Entwurfes über die Befriedigung 
gemeinsamer Bedürfnisse Ruislands und Finnlands auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung, um diesen Entwurf demnächst den 
Ständen zur verfassungsmäfsigen Beschlufsfassung vorzulegen. 
Die Abordnung des Senates, die den Einspruch vorlegen 
sollte, wurde jedoch vom Kaiser gar nicht empfangen. Ebenso 
erging es einer Abordnung der Stände und einer solchen von 
500 Personen,, je einer aus jedem Kirchspiele, die eine Bitt- 
schrift mit über einer halben Million Unterschriften zu über- 
bringen hatte. Das Ergebnis ist: Das Manifest, das den ver- 
fassungsmäfsigen Zustand in Finnland beseitigt, ist und bleibt 
vorläufig in Kraft. 



§6. 



Die Militärfrage'). 



Jjas kaiserliche Manifest und der dadurch herbeigeführte 
Umsturz der finnischen Verfassung ist vorweggenommen 
worden, weil sich darin die grundsätzliche Stellung der 
russischen Regierung am klarsten kennzeichnet. Voran- 
gegangen war dem kaiserlichen Manifeste eine Meinungs- 
verschiedenheit über das Militärwesen, die auch jetzt noch 
nicht ihre Erledigung gefunden und zum Erlasse des Mani- 
festes wesentlich beigetragen hat. Die Militärfrage muls daher 
hier im Zusammenhange erörtert werden. 

Wie die Handhabung der inneren Staatsgewalt überhaupt, 
so war auch das Heerwesen in Finnland nicht Sache des 
russischen, sondern des finnischen Staates. Da der letztere 
jedoch der völkerrechtlichen Persönlichkeit entbehrte, so waren 
die finnischen Truppen dritten Mächten gegenüber russische, 
wie sie auch den Zwecken der auswärtigen Politik Rufslands, 
das in dieser Beziehimg Finnland mit umfafst, dienten. Diese 
Grundsätze waren in dem geltenden Rechtszustande scharf 
ausgeprägt. Das Heerwesen beruhte auf finnischem Rechte 5 
insbesondere war die Wehrpflicht durch Gesetz von 1878, 
dessen Inhalt zum Teil für Grundgesetz erklärt war, ein- 



') Das Recht Finnlands und seine Wehrpflichtfrage , eine kurze akten- 
mäfsige Betrachtung von einem finnländischen Juristen, Leipzig 1900. 
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geführt. Nach § 123 des Gesetzes haben die finnländischen 
Militärkräfte den Zweck, den Thron und das Vaterland zu 
beschützen und so zur Verteidigung des russischen Reiches 
beizutragen. Die Organisation des Heeres war eine selb- 
ständige unter eigenen Offizieren ; nur dem russischen Kriegs- 
minister waren kraft finnischen Gesetzes gewisse Verwaltungs- 
befugnisse eingeräumt. Die herkömmlichen Kommandoworte 
wurden, um die Truppen in dem Verbände des russischen 
Heeres verwenden zu können, russisch erteilt, die Ausbildung 
erfolgte in der schwedischen und finnischen Landessprache. 

Die Einheit der beiden Staaten nach aufsen und die 
Identität des Herrschers brachten es nun aber von je her mit 
sich, dafs russische Truppen nach Finnland verlegt werden 
konnten und finnische nach Rufsland. Hierin lag kein Eingriff 
in die innere Selbständigkeit des finnischen Staates. Denn 
jeder Staat kann den Truppen eines anderen in seinem Ge- 
biete das Garnisonrecht gewähren. Bei der engen Verbindung 
von Rufsland und Finnland stand aber im vorliegenden Falle 

ff 

die Entscheidung allein dem Kaiser und Grofsfürsten unter 
Erwägung der politischen und militärischen Bedürfnisse zu. 
Die russischen Truppen, welche in Finnland standen, galten 
grundsätzlich als exterritorial, russischem Befehle und russischem 
Gesetze unterworfen, wenn sie auch in bürgerlichen Rechts- 
sachen nach der Verordnung vom 18. Februar 1816 verpflichtet 
waren, sich vor finnischen Gerichten zu verantworten. 

Nach dem Gesetze von 1878 war die Friedenspräsenz auf 
etwas über 5000 Mann festgesetzt worden, also weit unter 
dem Durchschnitte der anderen" europäischen Staaten ein- 
schliefslich Rufslands. Die Dienstpflicht war zwei Jahre kürzer 
als in Rufsland, drei, statt fünf Jahre. Auch wurden Bedenken 
erhoben gegen die mit Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
begründete Reserve, deren Mitglieder nur zu kürzeren Übungen 
einberufen wurden. Eine objektive Veranlassung zur Revision 
des Wehrpflichtgesetzes lag also jedenfalls vor. 



^ 
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Der neue Entwurf eines Wehrpflichtgesetzes wurde zuerst 
von einem auf Vorschlag des Kriegsministers Wannowski 
beim Hauptstabe ernannten Komitee ausgearbeitet. Diesen 
Entwurf erhielt im August 1898 der finnländische Senat zu- 
gefertigt. Während dieser aber sonst die Entwürfe zu Land- 
tagsvorlagen auszuarbeiten hatte, sollte er hier auf die formale 
Behandlung beschränkt sein. Der Senat beschränkte sich aber 
hierauf nicht, sondern arbeitete den Entwurf auch inhaltlich 
um. Der neue Kriegsminister Kuropatkin legte dagegen den 
Entwurf des Komitees zu Grunde, der mit wenigen Verände- 
rungen als Landtagsvorlage diente. So erhielt der Landtag 
verfassimgswidrig einen Entwurf vorgelegt, der aufserhalb 
des Landes von der russischen Kommission ausgearbeitet war 
und den offenbaren Zweck verfolgte, das finnische Heerwesen 
unter Beseitigung seiner Selbständigkeit mit dem russischen 
zu verschmelzen. 

Den Ständen, welche im Januar 1899 auf Berufung des 
Kaisers zu einem aulserordentlichen Landtage zusammen- 
getreten waren, wurden zwei kaiserliche Vorlagen tibergeben, 
der Entwurf zu einem neuen Wehrpflichtgesetze für das Grofs- 
fürstentum Finnland und eine Vorlage, betreffend die Grund- 
lagen für die Organisation und Verwaltimg der finnländischen 
Truppen. 

Zum Wehrpflichtgesetze wurde hervorgehoben, die Ein- 
heitlichkeit der russischen Reichsarmee verlange die Einführung 
der vollkommensten Gleichförmigkeit in den Bestimmungen, 
welche die Ordnung für die Ergänzung der Armee in Friedens- 
und Kriegszeiten festsetzten. Deshalb seien in dem neuen 
Gesetzentwurfe die Dienstzeiten, die Bestimmungen über Zu- 
sammensetzung, Führung der Namenrolle , sowie Aushebung 
der Reserve und der Landwehr, die Vergünstigungen, die 
Ordnung für die Feststellung der Ergänzungsmannschaften in 
Übereinstimmung mit den Vorschriften des allgemeinen Wehr- 
gesetzes im Kaisertum festgestellt worden. Ausgeschieden sei 
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dagegen aus dem jetzt geltenden Wehrgesetze alles, was sich 
nicht unmittelbar auf die Absolvierung der Wehrpflicht beziehe 
und deshalb in den Entwurf zur Verordnung, betreffend die 
Organisation und Verwaltung der finnländischen Truppen, auf- 
zunehmen sei. Diesem Gesetzentwurfe gegenüber wurden die 
Stände aufgefordert, ihr Gutachten darüber abzugeben, in- 
wiefern die im Wehrpflichtgesetze vorgeschlagenen neuen An- 
ordnungen, in Anbetracht der lokalen Verhältnisse des Landes, 
auf die Lebensbedingungen in Finnland praktisch anwend- 
bar seien. 

Der Entwurf einer Verordnung über die Organisation 
bestimmte folgendes. Die oberste Verwaltung der finnlän- 
dischen Truppen sollte unter dem russischen Kriegsminister 
stehen, der der kaiserlichen Entscheidung bedürftige Fragen 
wie Angelegenheiten sonstiger Teile der russischen Armee 
dem Kaiser ausschliefslich vorzutragen habe. Den Oberbefehl 
über die finnländischen Truppen führt der Oberbefehlshaber 
im finnländischen Militärdistrikt. Er handhabt die Verwaltung 
durch ihm unterstellte Militärdistriktsdirektionen. Die Stäbe 
des Generalgouverneurs über Finnland und des Befehlshabers 
des finnländischen Militärs sollen aufgehoben werden. Ab- 
geschafft sollten ferner werden die Amter a. des Vortragenden 
beim Kriegsminister, b. des Befehlshabers des finnländischen 
Militärs, c. des Gehilfen des genannten Befehlshabers. Es 
wird die Einteilung der finnländischen Truppen in zwei 
Brigaden in Aussicht genommen, wobei das finnländische 
Dragonerregiment mit einer dieser Brigaden vereinigt werden 
soll. Das Offizierspersonal der finnländischen Truppen kann 
in Zukunft auch durch Offiziere russischer Herkunft ergänzt 
werden. Dagegen ist der Unterhalt der finnländischen Truppen 
auch fernerhin aus den eigenen Mitteln des Landes zu be- 
streiten. Bezüglich dieser Verordnung wird der Landtag auf- 
gefordert, sich über die Grundprinzipien des Entwurfes aus- 
zusprechen, damit die besonderen Bedürfnisse des Grofs- 
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fürstentums bei der weiteren Behandlung dieser neuen, sowohl 
in militärischer Hinsicht als auch für das ganze Reich wichtigen 
Verordnung gebührend gewürdigt und berücksichtigt werden. 
Indem dem Landtage diese beiden Vorlagen gemacht 
wurden, befand man sich bereits mitten im Staatsstreiche. In- 
wiefern das finnländische Heerwesen überhaupt reformbedürftig 
war, ist, abgesehen von der auffallend niedrigen Friedens- 
präsenz, eine Frage, die sich der Beurteilung weiterer Kreise 
entzieht. Jedenfalls konnte diese Reform nur erfolgen inner- 
halb des Rahmens des finnischen Staatsrechtes. Der Entwurf 
war aber zunächst verfassungswidrig nicht durch den Senat, 
sondern durch eine russische Kommission ausgearbeitet worden. 
Unerörtert mufs bfeiben, inwiefern es zweckmäfsig oder not- 
wendig ist, den Inhalt des russischen Wehrgesetzes auf Finn- 
land zu übertragen und dessen Truppen in ihrer Organisation 
an das russische Heer anzuschliefsen. War man von der 
Notwendigkeit dieser Mafsregel überzeugt, so konnte sie 
natürlich nur vollzogen werden durch eine entsprechende 
Änderung der finnischen Gesetzgebung, die zum Teil den 
Charakter des Grundgesetzes hatte, also mit Zustimmung der 
Stände. Statt dessen geht man von der Entbehrlichkeit der 
verfassungsmäfsig erforderlichen Zustimmung aus. Zum Wehr- 
pflichtgesetze sollen die Stände nur ein «Gutachten» abgeben, 
inwiefern die neuen Anordnungen in Anbetracht der lokalen 
Verhältnisse des Landes auf die Lebensbedingungen in Finn- 
land anwendbar sind. Das positive Zustimmungsrecht der 
Stände erscheint also ersetzt durch ihre Befugnis, unmafs- 
gebliche Gutachten zu erteilen, und auch dies nicht einmal 
über den Inhalt des Gesetzentwurfes überhaupt, sondern in 
Bezug auf seine praktische Anwendbarkeit. Ebenso wird die 
Organisationsverordnung, die zum Teil an die Stelle gesetz- 
licher Vorschriften treten soll, den Ständen nur vorgelegt, 
um die besonderen Bedürfnisse des Landes gutachtlich zur 
Geltung zu bringen. 

Born hak, Rufsland und Finn'and. 4 
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So weit war die Entwicklung der Wehrpflicht- und Or- 
ganisationsfrage bereits gediehen, der Landtag mit der Be- 
handlung der beiden Vorlagen beschäftigt, als das kaiserliche 
Manifest vom 3. Februar 1899 mit den Grundbestimmungen 
erschien und nun über das Gebiet des Heerwesens hinaus das 
bisher geltende Verfassungsrecht Finnlands einfach verneinte. 
In dem Manifeste war grundsätzlich und allgemein aus- 
gesprochen, was in den beiden Vorlagen nur angedeutet 
erschien. 

Im Mai, kurz vor dem für Schluls des Landtages in Aus- 
sicht genommenen Zeitpunkte, gingen den Ständen noch zwei 
weitere kaiserliche Vorlagen zu. 

Die eine betraf die Ausgleichung der persönlichen Wehr- 
pflichtlast in Finnland und im Kaisertume. Der Prozentsatz 
der ausgehobenen Wehrpflichtigen sollte hiemach in Finnland 
derselbe sein wie im Kaisertume, die Einstellung der Wehr- 
pflichtigen nach Ergänzung der finnländischen Truppen bei 
den russischen Truppen, welche in Finnland sowie in den dem 
Lande zunächst belegenen Gouvernements des Petersburger 
Militärdistrikts stationiert sind, erfolgen. Diese Ausgleichung 
der persönlichen Wehrpflicht war allmählich für den Zeitraum 
von zehn Jahren in Aussicht genommen, das alljährliche 
Rekrutenkontingent Finnlands würde der Kriegsminister fest- 
zustellen haben. Entsprechend der Vorschrift der kurz zuvor 
erlassenen Grundbestimmungen hatte der Kaiser befohlen, dafs 
den Ständen auch über diesen Entwurf ein Gutachten ab- 
gefordert werden solle. 

Die zweite Vorlage betraf die Ausgleichung der finanziellen 
Wehrpflichtlast in Finnland und dem Kaisertume. Da die 
Kosten des Unterhaltes der finnländischen Truppen und ihrer 
Verwaltungsbehörden auch fernerhin aus der finnländischen 
Staatskasse bestritten werden sollen, ist aus der genannten 
Staatskasse ein jährlicher Betrag an die Reichsschatzkammer 
des Kaisertums zur Bestreitung militärischer Ausgaben zu 
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erlegen. Dieser Betrag wird in jährlich sich steigerndem 
Mafsstabe von 1121296 im ersten bis 10091664 Mk. Einlage 
im zehnten Jahre festgesetzt. Auch über diese Vorlage sollte 
nach Mafsgabe der Grundbestimmungen dem finnländischen 
Landtage ein Gutachten abgefordert werden. 

Von diesen beiden letzten Vorlagen gilt natürlich dasselbe 
wie von den beiden ersten. Verfassungswidrig war schon 
gehandelt, indem die Entwürfe nicht durch den finnländischen 
Senat gegangen waren. Gesetzeskraft konnten sie nur er- 
langen mit positiver Zustimmung der Stände. Die Ver- 
fassungswidrigkeit des Vorgehens wird aber hier im Vergleiche 
mit den beiden zuerst erwähnten militärischen Vorlagen ver- 
stärkt dadurch, dafs ihre Einbringung beim Landtage zu dessen 
blofser Begutachtung sich stützt auf die Grundbestimmungen, 
die in Verbindung mit dem kaiserlichen Manifeste das geltende 
Verfassungsrecht bereits gestürzt hatten. Es handelt sich um 
den ersten Versuch, Manifest und Grundbestimmungen praktisch 
zur Anwendung zu bringen. 

Das kaiserliche Manifest und das Vorgehen in der 
Militärfrage verhalten sich also zu einander wie Theorie und 
Praxis. Ist die Militärfrage älter und brachte den Stein ins 
Rollen, so bedeutet das Manifest die grundsätzliche Stellung- 
nahme der russischen Regierung und ist von allgemeiner Trag- 
weite. Die erste Anwendung des Manifestes wurde dann 
natürlich in der Frage gemacht, die seinen Erlafs hervor- 
gerufen hatte, eben auf militärischem Gebiete. 



4* 



§ 7. 

Die Stellung des Landtages'). 



Uie finnischen Stände waren nach Mafsgabe der Grund- 
gesetze zur Abänderung des Militärgesetzes von 1878 durch 
positive Zustimmung oder deren Verweigerung mitzuwirken 
berufen. Die kaiserlichen Vorlagen erforderten nur ihr Gut- 
achten mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse Finnlands 
über die neuen Anordnungen, welche die Aufhebung der 
Selbständigkeit des finnischen Heeres und seine Verschmelzung 
mit dem russischen zum Ziele hatten. Damit ergab sich für 
die Stände die Behandlung des Gegenstandes von einem 
doppelten Gesichtspunkte, von einem all gemein- verfassungsrecht- 
lichen und vom technisch-militärischen. 

Die Stände kamen dabei auf Grund der offenliegenden 
Erwägungen zu dem Ergebnisse, 

«dafs diese Entwürfe nicht nur eine Reform des finn- 
ländischen Heerwesens bezwecken, sondern dafs damit auch 
politische Zwecke verbunden worden sind, deren Verwirk- 
lichung in Finnlands staatsrechtliche Stellung tief eingreifen, 
sowie die verderblichsten Folgen für das Land und dessen 
künftige Entwicklung herbeiführen würde; 



') Vgl. Arnheim, Der aiifserordentliohe finnländische Landtag 1899, 
die Antwortschreiben der Stände auf die kaiserlichen Vorlagen und die Um- 
gestaltung des finnländischen Heerwesens, Leipzig 1900. 
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dals die in den Entwürfen verlangten Abänderungen 
nicht durch die Verpflichtungen gerechtfertigt werden können, 
welche Finnland auf Grund seiner Stellung im russischen 
Reiche obliegen, sowie dafs berechtigte Ansprüche auch ohne 
obige Abänderungen um so eher befriedigt werden können, 
als zwischen den finnländischen und russischen Truppen, wo 
solches vom militärischen Standpunkte aus Bedeutung haben 
kann, schon jetzt in den wichtigsten Punkten Gleichförmig- 
keit besteht; 

dafs die Entwürfe die Rücksicht auf und den Anschlufs 
an das zur Zeit geltende Recht vermissen lassen, was doch 
notwendig ist, damit das neue Gesetz auf fester Grundlage 
ruhe, und dafs femer das Bestreben, eine Gleichförmigkeit 
mit dem russischen Gesetze zu erzielen, jede Rücksicht auf 
die zwischen Rufsland imd Finnland in nationaler imd 
socialer Hinsicht bestehenden Unterschiede ausgeschlossen 
hat; sowie 

dafs die Entwürfe weder die in Finnland gültige Ord- 
nung noch das System beachten, nach welchem Gesetze und 
administrative Verordnungen hierzulande voneinander unter- 
schieden werden müssen». 

Daran schlols sich die Erklärung, dafs es deshalb Finn- 
lands Ständen als Repräsentanten des finnländischen Volkes 
unmöglich gewesen sei, diese Entwürfe zu genehmigen. In 
Anbetracht der Grundsätze, auf denen die Entwürfe beruhten, 
hätten die Stände es auch nicht für möglich gehalten, ihnen 
durch Bearbeitung in Bezug auf Inhalt und Form eine ver- 
änderte Gestalt zu geben, in der sie von den Ständen hätten 
genehmigt werden können. 

Auf der anderen Seite wollten es die Stände vermeiden, 
auf die kaiserlichen Vorlagen nur eine ablehnende Antwort zu 
geben. Sie erklärten vielmehr ihre stete Bereitwilligkeit, soweit 
es mit der Pflicht der Volksvertretung, die teuersten Rechte 
des Landes zu schützen, vereinbar sei, die Ansprüche zu be- 
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friedigen, die vom Standpunkte der gemeinsamen Interessen des 
Kaisertums und des Grofsfürstentums an das finnländische Volk 
gestellt würden. Um eine Verzögerung der Reform des Heer- 
wesens, auf welche der Kaiser Gewicht legte, zu verhüten, 
erachteten es daher die Stände für ihre Pflicht, durch Aus- 
arbeitung eines Gesetzentwurfes unter Abänderung des geltenden 
Wehrpflichtgesetzes die baldige Verwirklichung zweckmäfsiger, 
das Militär des Landes betreffenden Reformen zu ermöglichen. 
Der leitende Gedanke war dabei, der Wehrpflicht-Institution 
des Landes eine Entwicklung zu geben, welche den. wichtigsten 
militärischen Zwecken in den kaiserlichen Vorlagen entsprach, 
im übrigen aber die von den Ständen berührten Gesichtspunkte 
geltend zu machen. 

Näher auf die Einzelheiten des von den Ständen aus- 
gearbeiteten Gesetzentwurfes einzugehen, würde für die hier 
allein in Betracht kommenden Fragen der Staatenverbindung 
ohne Interesse sein. Da die Stände es selbst für unmöglich 
erklärt hatten, die kaiserlichen Vorlagen in einer für sie an- 
nehmbaren Weise umzugestalten, so liegt es auf der Hand, 
dafs eine grofse Ähnlichkeit zwischen dem ständischen Ent- 
würfe, der durchaus das finnische Staatsrecht wahrt, und den 
kaiserlichen Vorlagen, die es leugnen, nicht vorhanden ist. 

Der ständische Wehrgesetzentwurf mit Begründung war 
niedergelegt in einem umfangreichen Antwortschreiben der 
finnländischen Stände auf die kaiserlichen Vorlagen vom 
27. Mai 1899, worin gleichzeitig unter Verwahrung gegen das 
kaiserliche Manifest die staatsrechtliche Stellung des Landes 
vertreten wurde. Beigegeben waren dieser Denkschrift zwei 
Beilagen^ eine Erörterung, in welchen Beziehungen die kaiser- 
lichen Vorlagen Abweichungen von den gegenwärtigen Grund- 
gesetzen enthielten, und eine ergänzende Begründung zum 
ständischen Wehrgesetzentwurfe. Erstere Beilage enthielt 
einen weiteren Exkurs über Verfassungsfragen, letztere über 
militärisch-technische Fragen. Die beiden gegen Schluls des 
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Landtages eingegangenen Ausgleichsvorlagen behandelten die 
Stände in einem besonderen Antwortschreiben vom 29. Mai 
1899. Da es sich hier um die erste praktische Anwendung 
der dem kaiserlichen Manifeste beigegebenen Grundbestim- 
mungen handelte, so verwahrten sich die Stände hier noch- 
mals gegen deren Gesetzmäfsigkeit. Daran schlössen sie die 
Erklärung, dafs, da in den Allerhöchsten Vorlagen ausdrücklich 
eine Ordnung für die Gesetzgebung in diesen Fragen voraus- 
gesetzt werde, die den Grundgesetzen Finnlands widerspreche, 
die Stände sich auf eine sachliche Prüfung der Allerhöchsten 
Vorlagen nicht eingelassen hätten. 

Die Stände haben sich hiernach auf den durchaus ver- 
fassungsmäfsigen Standpimkt gestellt, dafs es ihre Aufgabe 
sei, das öffentliche Recht des Landes, wie es seit der Be- 
gründung des finnländischen Staates drei Menschenalter hin- 
durch amangefochten bestand, zu wahren. Ihrerseits die neue 
«Reichsgesetzgebung» und ihre blols begutachtende Thätigkeit 
beim Erlasse neuer Gesetze anzuerkennen, waren sie weder 
berechtigt noch verpflichtet, da dies in Widerspruch gestanden 
hätte mit den Grundgesetzen des Landes, die nur mit ständischer 
Zustimmung geändert werden konnten. Damit hatte sich aber 
als die notwendige Folge des Verfassungsbruches der Ver- 
fassungskonflikt zwischen Regierung und Ständen ergeben, 
der seine Heilung nur finden kann, indem die Regierung das 
verletzte Landesrecht wieder anerkennt. 



S c h 1 u f s. 



Der Staat nimmt die imveräufserliche Eigenschaft, höchste 
Gewalt zu sein, im Unterschiede von allen anderen Bildungen 
menschlichen Gemeinschaftslebens für sich in Anspruch. Mit 
diesem Wesen des Staates, wie wir es aus der Fülle der Er- 
scheinungen in der geschichtlichen Staatenwelt entnehmen, 
steht jede Spaltung der Staatsgewalt unter verschiedene Träger 
im Widerspruche. Denn es können nicht zwei höchste Ge- 
walten nebeneinander bestehen. 

Im Widerspruche hiermit zeigen aber doch Vergangenheit 
wie Gegenwart nicht nur mannigfache Abhängigkeitsverhält- 
nisse von einander, die über das blofs politische Gebiet hin- 
ausgehende Rechtsformen annehmen, sondern auch Spaltungen 
der einheitlichen Staatsgewalt selbst. Mochte man früher 
geneigt sein, hierin eine vorübergehende Erscheinung, das Er- 
gebnis eines vorläufigen Waffenstillstandes feindlicher politischen 
Gegensätze, von denen doch schliefslich einer siegen müsse, zu 
sehen, so erscheint diese Auffassung gegenwärtig nicht mehr 
haltbar. Mag die romanische Staatsidee die Zusammenfassung 
aller Gewalt in einem Mittelpunkte erfordern, so erscheint es 
als das Ideal germanischer Staatsbildung, unbeschadet des 
gemeinsamen modernen Staatsgedankens Einheit und Vielheit 
zu verbinden. Als eine blofs vorübergehende Erscheinung kann 
insbesondere der Bundesstaat nicht mehr gelten, seit in der 
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Neuen wie in der Alten Welt an ihm sich von neuem die staats- 
bildende Kraft der germanischen Rasse bewährt hat. Dauern 
die Vorbedingungen fort, welche die Spaltung der Staatsgewalt 
herbeiführten, so kann auch diese Spaltung selbst weder im- 
natürlich noch vorübergehend sein. 

Nirgends mehr scheinen die Vorbedingungen eines dauern- 
den Zustandes gegeben wie in dem 1809 begründeten, 1869 
neu befestigten Verhältnisse zwischen Ruisland und Finnland.* 
Die Bedürfnisse der auswärtigen Politik, welche die Verbindung 
im russischen Interesse bedingten, waren befriedigt. Da an 
eine innere Verschmelzung mit dem russischen Reiche bei der 
Verschiedenheit des Volkstumes und des religiösen Bekennt- 
nisses nie zu denken war, bildete die Begründung des finnischen 
Staates an Stelle einer unzufriedenen Provinz einen genialen 
Zug russischer Politik. Die Bedingungen für den Fortbestand 
des Verhältnisses sind heute dieselben wie bei seiner Be- 
gründung. Soll trotzdem der finnische Staat jetzt imtergehen 
in einer russischen Provinz, so zeigt sich darin nur die 
politische Unfähigkeit des Slaventums. Mit Abstofsung der 
germanischen Elemente, die zweimal den russischen Staat be- 
gründet haben, geht die Staats- und rechtsbildende wie erhaltende 
Kraft verloren, imd im Interesse einer durch Rechtsbruch zu 
erzielenden mechanischen Gleichheit stellt sich der Staat vor 
Aufgaben, deren Lösung ihm nie gelingen kann. 
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